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Vierte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,am Donnerstag, den 9. März 1911.

Beginn 11 Uhr 30 Minuten.

1. Eingänge.
2- Antrag der IV. Fachkommission,betreffend:

I. Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstützung der Herstellungvon Wasserleitungen und
II. Bitte an die Königliche Staatsregierung um Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Erleich¬

terung der Durchführung von Zusammenlegungen,
3- Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Verlängeruug des zwischen dem Provinzialverbande der Rheinprovinz und der Landwirt¬
schaftskammerder Rheinprovinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaft¬
lichen WinterschulcuabgeschlossenenVertrags.

4> Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Proviuzial-
Feuervcrsicheruugsaustaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1911 bis
31. Dezember 1911.

5> Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß einer neuen Satzung für die Provinzial-Feucrvcrsicherungsanstaltder Rheinprovinz.

- Antrug der I. Fachkommission zn dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betresseud
die Ueberuahmeweiterer Versichcruugszweige.

'- Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
I. die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschnlein Kempen im Kreise Kempen,und

II- die Angliederung einer landwirtschaftlichenWinterschuleau die Provinzial-Wein- und
Obstbauschule in Kreuznach.

- Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Beihilfen zur Regnlierung der unteren Wuppcr, der Kalflack und des
Saynbaches.

- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betresseud
Stellungnahme des Provinziallandtages zur Gründung einer Zwangsgeuosscuschaft zum Zwecke
der Regelung der Vurflut und der Abwasserreinigungim linksrheinischenIndustriegebiet am
Niederrheiu.

6- Antrag der IV. Fachkommissionzu den: Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädigungeninfolge:

u) von Rotz und Lungenseuche(Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr-
und Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgcsetzvom 12. März 1891),

b) von Milz- uud Rauschbraud (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung
für an Milz- und Ranschbrand gefallene Tiere)

W das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
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11. Antrag der IV. Fachkommissionzur Petition des Theodor Franken in Goch, betreffendGe¬
währung von Entschädigungenfür an Rauschbraud eingegangene Pferde.

12. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landesbank
der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

13. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abänderung des Reglements, betreffend die Fürsorge für die Witwen und Waisen der Provinzial-
beamten der Rheinprovinz.

14. Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan
s,) zur Zahlung von Ruhegehältern«. an Pruvinzialbeamte uud vo» Witwen- uud Waisen-

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengcldern

an nicht ruhcgehaltsberechtigteAngestellteund Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die I)r. Klein-Stiftung

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.
15. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Kauzleibcamten der Proviuzialverwaltung und

der aus dem Militäranwärterstande hervorgegaugenenProvinzialstraßenmeifter, welche die An¬
rechnungder Militärdienstzeit auf das Vesolduugsdienstaltcrnach den Bestimmungender Aller¬
höchsten Kabinettsordre vom 22. März 1909 beantragen.

16. Antrag der I. Fachkommission zur Petition des pensioniertenProvinzialstraßenaufsehersIske in
Birkesdorf, Kreis Düreu, welcher um unverkürzte Zahlung seiner Zivilpension (ohne Abzug der
Militarpension von jährlich 252 Mark) ans Provinzialfonds bittet.

17. Antrag der vereinigten II. nnd IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffendden Erwerb von Oedländereienzwecks Melioration durch Korrigendender
Pruviuzial-Arbcitsanstaltund späterer Verwendung der meliorierten Gelände znr inneren Kolonisation,

18. Antrag der II. Fachkommissionzu deu Haushaltsplänen der Provinzial-Blindenanstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Untcrstlltzungs-
fonds für Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

19. Autrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
das Gesuch des Zeutralvorstandes des Oberlinvereins zu Nownwes vom 22. Dezember 1910
um eine Beihilfe zum Bau eines deutscheu Taubstummblindeuheims.

20. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Be¬
aufsichtigung der bauliche« Untcrhaltungsarbeiten, sowie über den Fonds zur Erneuerung
maschineller Anlagen in deu Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

21. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Beihilfen zur Beseitigung der Hochwasserschäden im Ahrtal.

22. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließen)
der Hebammenlehranstaltenzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 19H
bis 31. März 1912.

23. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Heil- und Pflegt
anstalten zu Andernach, Bonn, Düren. Galkhausen, Grafenberg, Iohannistal uud Merzig für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

24. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffeud den Bau und die Eröffnung der Provinzialchcil- uud Pflegeanstalt Bcdburg bei Eleve.
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25. Antrag der II. Fachkommission zur Petition der Pfleger der Heil- und Pflegeanstalt Düren
um Erhöhung des Lohnes und der Mietsentschiidigung,um Versicherungbei einer Unfall¬
versicherungsgesellschaft sowie um definitiveAnstellung.

26. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für, die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 nebst Voranschlag für die Provinzial-Pflegeanstalt
zu Cöln-Lindenthal für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

2?. Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Proviuzial - Arbeitsanstalt zu
Brauweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

28. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan des Landarmenhanseszu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

29. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplau über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalteu, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinlern und Krüppeln ans der Rheinprovinz, welche bezw.
deren Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für das Rechnungsjahrvom
1. April 1911 bis 31. März 1912.

30- Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmen-
wesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

^- Antrag der N. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfondsund des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis
31. März 1912.

32. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 1910
«folgten Bewilligungen von Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom
2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisung weitererDotationsreuten an die Provinzialverbände.

33. Antrag der III. Fachkommissionzu der Petition des Kreisausschussesdes Kreises Neuwicd
auf Vereitstellung eines Beitrages bis zu 47 000 Mark zur Verlegung der Provinzialstraße
beim Dorfe Irlich unter gleichzeitiger Herstellung einer neuen Brücke über die Wied.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die letzte Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses offen. Schrift¬

führer für die Sitzung sind die Herren Abgeordnetenvon Wülfing und von Eynern.
Meine Herren! Ich habe Ihnen Mitteilung zu machen von einem Antrage, der ein¬

gegangen und von 25 Abgeordnetenunterschrieben ist, folgendenInhalts:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen: Der Provinzialausschußwird ersucht, in eine
Prüfung der Frage einzutreten,ob nicht für die Nheinprovinzähnlich wie flir Westfalen ein
zurzeit dem preußischen Landtage vorliegenderGesetzentwurf,der eine Beschränkung der
fortgesetzt steigendenZahl der Provinzialabgeordneten vorsieht, einzuführen sei, und
gegebenenfallsdem nächsten Provinziallaudtage eine entsprechende Vorlage zu machen."

Ich schlage vor, diesen Antrag zunächst an die I. Fachkommissiongelangen zu lassen.
Zustimmung.) Widersprucherfolgt nicht. Ich werde danach verfahren.

Wir fahren dann in der Tagesordnung fort:
Antrag der IV. Fachkommission betreffend

I. Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstützung der Herstellung
von Wasserleitungen und

II. Bitte an die Königliche Staatsregierung um Vorlage eines Gesetz»
entwurfs zur Erleichterung der Durchführung von Zusammen¬
legungen,

11*



84 51. Rheinischer Provinziallaudtag, 4. Sitzung am 9. März 1911.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Hammerstein, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Hammersteiu: Meine Herren! Im land¬

wirtschaftlichenHaushaltsplan finden Sie auf Seite 646 unter Titel I Nr. 6 zwei Fonds aus¬
gebracht zur Unterstützung landwirtschaftlicher Unternehmungenin wirtschaftlich zurückgebliebenenTeilen
der Nheinprouinz. Unter b sind dort aufgeführt zur Unterstützung oou Wasserleitungen294 999
Mark. Bei Beratung dieser Etatsposition hat sich die IV. Fachkommission entschlossen, Ihnen den
Antrag zu unterbreite», den Sie in Drucksache 38 unter I finden und der lautet:

„Der Provinziallnndtag wolle
I. zu folgender Entschließungseine Zustimmung erteilen:

Die Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstützung der Herstellung vou Wasser¬
leitungen wird als dringendes Bedürfnis anerkannt.
Der Provinzialausschuß wird ersncht, auf eine namhafte Erhöhung des Westfunds
zur Gewährung von Beihilfen für Wasserleitungszwecke hinzuwirken.

Diese 294 999 Mark hier siud bestimmt, um in den gebirgigenTeilen unserer Provinz
den Wasserleitungsbanzu förderu. Ich glaube, es ist der Mehrzahl der Herren bekannt, unter wie
schwierigen Wasseruötcn gerade in den Gebirgsdörfern unsere Bauern zu leide» haben. Es gibt
viele Dörfer, die regelmäßig im Herbste von Wasscrnot schwer betroffen werden. Diefe Wafsernot
macht sich einmal sehr unangenehmfühlbar auf dem eigenen Gebiete der Landwirtschaft, bei der
Viehernährung, zum andern aber anch hat sie dauernde Schädigungen für den Gcsnndheitszustand
in diesen Dürfern zur Folge, indem dort Epidemien, Typhus und ähnliche Krankheiten leider regel¬
mäßig anftreten. Seit Iahreu ist die Provinz bemüht, dem Wassermangeldurch Unterstützungdes
Baues von zentralen Wasserleitungenabzuhelfen. Im Jahre 1993 sind für diesen Zweck 759 999
Mark im Wege der Anleihe bewilligt wurden, im Jahre 1995 nochmals 599 999 Mark; im
ganzen also seit etwa 8 Jahren 1259 999 Mark. Diese Summe ist aber längst verbraucht-
Deshalb hat sich die Provinz vor einigen Jahren entschlossen,regelmäßigeinen Fonds von 299 999
Mark einzustellen,der znr Hälfte aus Provinzialmittclu, znr Hälfte aus Staatsmittel» gespeist wird.

Mit dc» 199 999 Mark, sind die regelmäßigenLeistungen der Provinz nicht erschöpft-
Sie gibt daneben noch weitere 199 999 Mark, mit denen die eben von mir erwähnten Anleihen
verzinst und amortisiert werden, nnd etwa 59999 Mark zur Förderung der Wasscrleitnngenin den
nicht zum Westfonds gehörigenTeilen der Nheinproviuz, im ganzen also 259099 Mark. Dieser
sehr anerkennenswertenLeistung der Provinz steht bedauerlicherWeise nur eiue Gegenleistungdes
Staates von 190 999 Mark gegenüber. Die IV. Fachkommission stand auf deni Standpnnkt, daß
eigentlich schon die 199 999 Mark, die zur Verzinsung und Tilgung der früher von der Provinz
aufgewandten Mittel gegeben werden, auch in gleicher Höhe vom Staate gegeben werden müßten.
Das ist bisher nicht erreicht worden. Aber in Anerkennungder unbedingten Notwendigkeit,Höhe«
Mittel in den Etat einzustellen, bittet die IV. Fachkommission,daß sowohl die Provinz wie der
Staat, die Mittel, die sie bisher gegeben haben, recht erheblicherhöhen.

Um Ihnen das Bedürfnis vor Augen zu führen, darf ich hervorheben, daß zurzeit 192
Projekte und Anträge auf den Bau von Wasserleitungenvorliegen (hört! hört!) die nicht ausgeführt
werden können, weil den Gemeinden Znschüssenicht gegeben werden können. Diese 192 Antrag
erfordern im ganzen einen Kostenaufwandvon 3 949 999 Mark. Es ist bisher Usus gewesen, etwa
ein Viertel der Kosten den Gemeinden als Beihilfen zu gebeu. Demuach würden allein zur Durch'
führung der setzt bereits vorliegendenbaufertigen Projekte an Zuschüssen 759999 Mark nötig sem-
Die Mittel, die hier ausgeworfensind, müssen also drei Jahre lang gegeben werden, um das bereits
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vorhandeneBedürfnis zu befriedigen. 39 weitere Antrage liegen zur Bearbeitung vor. Wenn es
i» dem Tempo »veiter geht »nie bisher, dann können wir noch ein halbes oder ein ganzes Menschen¬
alter warten, bis die dringend der Lösnng bedürftigen Wasserfragenin den entlegenerenTeilen der
Provinz gelost find.

Ich möchte betonen, daß speziell auch die Staatsregiernng ein besonderes Interesse au
dieser Losung hat, denn die Wassernot tritt alljährlich gerade zurzeit der Manöver sehr scharf in
die Erscheinung;mit dem Monat September beginnt ja die trockene Jahreszeit, und da gibt es
viele Dörfer, die iu der Zeit der Einquartierung nnf eine ausgiebige Vcrforguug ihrer eigenen Ein¬
wohner und des Viehs mit Wasser vollständig verzichten müssen, um dem Militär einigermaßen
Wasser zur Verfügung stellen zu können. Gerade diese Tatsache müßte wohl hier im Provinzial-
landtage recht start unterstrichenwerden,um der Königlichen Staatsregiernng vor Auge» zu führe«,
baß nicht bloß eiu Interesse der ortsansässigenBevölkerung,sondern ein allgemeinstaatlichesInteresse
auf Erhöhung dieser Mittel vorliegt. Um welchen Betrag die Mittel erhöht werden sollen, habe»
wir uicht geglaubt, iu deu Autrag hineinschrcibenzu mNsseu. Aber die allgemeineMeinung war
"uch die, daß die Mittel wenigstens auf das Doppelte zu briugeu find, (Bravo!) daß also der
Staat mindestensweitere 100000 Mark zu gebeu hat.

Ans den Erklärungen, die uns der Herr Vertreter des Herrn Landeshauptmanns gab,
Dauben wir entnehmenzu können,daß "der Provinz die Aufbriugnng der dann anf sie entfallenden
100 000 Mark nicht fchwer werden wird; sie werden sich aus deu Uebcrschüsscu der Proüiuzial-
Feuersuzictntcntuehmcn lassen.

Meine Herren! Soviel über das Wasser.
Der zweite Antrag, der Ihnen in Drucksache 38 vorliegt, lautet:

„Der Provinzialcmsschußwird beauftragt, die Königliche Staatsrcgieruug zu bitten,
fchun dem nächsten Pruvinziallandtage eine Gefctzesvorlagezu macheu, durch die die
Voraussetzungenfür die Durchführung der Zusammenlegungerleichtertwerden."

Anlaß zn diesem Antrag gab die Erörterung über den Titel n, unter I, 6 des Haushaltsplans
uänilich den eigentlichen Westfonds in Höhe von 653 000 Mark. Der Herr Landeshauptmann hat
»ns liebenswürdigerweiseeine Znsammeustelluugvorlegen lassen, aus der ersichtlich ist, wie viel
Mittel zur Förderung der Landwirtschaftin diesen wirtschaftlich zurückgebliebenen Gebieten in deu
wahren 1902 bis 1910 vom Staat nnd von der Provinz verausgabt worden sind. Das sind im
M'zen rnnd 5 900 000 Mark. Hiervon find verwendet 1 900 000 Mark zur Förderung der Iu-
wnnuenleguugen,1 260 000 Mark zu Budeumcliuratiouenaller Art, insbefouderc auch zn Drainagen,
305 000 Mark zur Förderung des Feldgrasbnncs, 137 000 Mark znr Förderung der Ziegenzucht,
W Viehweidenund -Tränken 31 000 Mark, für Duugstättcn 291000 Mark uud für Molkereien
'"Wfähr 65 000 Mark.

Dies, mciue Herreu, find die Hauptpofitioucu. In der Kommijsiou wnrde der Wnnfch
"UKgespruclM. die Uuterstützuugdes Feldgrasbaucs, für deu, wie gesagt, 300000 Mark ausgegebeu
'«>", mehr uder weniger ganz fallen zu lassen, sie jedenfalls auf solche Anlagen zn beschränken, die
von Gemeinden ausgeführt werdeu. Diese 300 000 Mark sind doch uicht unerheblichverzettelt
^deii, indem einzelneu klciucren Grundbesitzern, die ein Stück bereits in Kultur befindlichen
Landes, nlsu Ackerland, znr danernden Graserzeuguug anlegten, kleine Beihilfen gegeben wurdcu.
^ smd damit reichlich Beispiele in allen Teilen der Provinz dafür geschaffen wordeu, daß eine
^artige Ausnutzung des Ackers für deu kleineu üaudwirt vorteilhaft ist, uud es wird eiuer An-

"Mng auf diesem Gebiete nicht mehr bedürfen. Uns erschien es viel nützlicher, diese Mittel
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möglichst ganz dem Verwendungszwecke zuzuwenden, der unter der Bezeichnung „Für Zusammen¬
legung" begriffen ist, denn alle und jede landwirtschaftlicheMelioration fängt zweckmäßig in den
nuch nicht verkuppeltenGemarkungenmit der Zusammenlegungan.

Meine Herren! Die Zusammenlegung in der Nheinproviuz ist dnrch zwei Gesetze ge°
regelt: ein Gesetz vom Jahre 1869, erlassen für die rechtsrheinischen Teile, die zum Iustizsenat
des ehemaligenAppellationsgerichtsEhrenbreitstein gehörten, und ein zweites Gesetz von 1885 für
diejenigenLandesteile, in denen das französische Recht gilt. Es besteht also das eine Gesetz nun¬
mehr seit 41 Jahren und das andere volle 25 Jahre. In dieser, doch einem Menschenalter
gleichkommenden Zeit ist von dem Areal unserer Provinz, welches zum Acker, und Wiesenbaube¬
nutzt wird und das zusammenzulegenwäre, nur eine Fläche von 150000 K», zusammengelegt
worden, 1250 000 Ka, harren noch der Zusammenlegung, also etwa achtmal soviel, wie bereits
zusammengelegtworden ist. Wenn es in dem Tempo weitergeht, dann würden die rheinischen
Zusammenlegungenerst in 200 bis 300 Jahren erledigt sein. (Heiterkeit.) Das ist ja nicht ganz
so lange, wie die Urbarmachung der Oedländereien in Preußen in Anspruchnehmen wird, wenn
das gegenwärtigeTempo beibehalten wird. Im deutschen Landwirtschaftsratewurde hervorgehoben,
das würde noch 6000 Jahre beanspruche». Also in dem 20. Teil dieser Zeit werden wir mit
der Zusammenlegung fertig werden. Der Kommission ist aber doch diese Zeitspanne reichlich lang
erschienen. Sie wird auch Ihnen reichlich lang erscheinen,wenn Sie sich vergegenwärtigen,daß
dann noch 200 Jahre lang der Kommunallandtag der Rheinprovinz alljährlich Vortrage über den
Westfunds entgegennehmen muß. (Heiterkeit.)

Alle Bemühungender Ortsbehörden, der Bürgermeister,der Landräte usw., eiu schleunigeres
Tempo in die Zusammenlegung hineinzubringen, scheitern an dem konservativen Sinn unserer
Bauern und au ihrer Abneigung, in der örtlichen Verteilung des Grundbesitzes eine Aenderung
eintreten zu lassen. Heute wird eine Zusammenlegungdurchgeführt,wenn mehr als die Hälfte der
Grundbesitzer,berechnet uach Fläche und Katastral-Reinertrag, den Antrag stellt. Selbst wenn
aber ein solcher Antrag zustande gekommen ist, kann er wiederum hinfällig gemachtwerden, wenn
im Prouokationstermine '/« der Eigentümer nach der Kopfzahl berechnet, sich gegen den Antrag
aussprechen.

In anderen Provinzen, meine Herren, sind die rechtlichen Bestimmungen anderer Art,
Für die alten Provinzen gilt die Gemeinheitsteilungsordnung vum Jahre 1821. Da kann der
einzelne Grundbesitzerdeu Antrag stellen, daß Servitute, insbesondere das Hutungsrecht auf fremdem
Grund und Boden aufgehoben werden sollen. Ist ein solcher Antrag gestellt worden, so könne«
während seiner Durchführung die übrigen Beteiligten die Verkuppelung beantragen, und diesem
Antrage muß stattgegeben werden, wenn nur ein Viertel, nach Fläche und Katastral-Reinertrag
berechnet, die Zusammenlegung fordert. Also erheblich günstigereRechtsbestimmungen,die denn
auch dahin geführt haben, daß in weiten Gebieten des östlichen Teils unserer Monarchie die Zu¬
sammenlegungdurchgeführtworden ist.

Die Kommission hat keine bestimmtenAnträge gestellt, wie die gesetzlichenBestimmungen
geändert werden sollen. Sie hielt es aber für dringend erforderlich,daß die gegenwärtigenRechts¬
bestimmungen über die erforderlicheMajorität und über die Zulässigkeitdes Zufallbringens emer
bereits eingeleiteten Provokation durch die vorhin angedeuteteAbstimmung nach °/« von Grund
aus geändert werden.

Weiter, meine Herren, ist in der Kommission betont werden, daß eine Förderung der
Zusammenlegungin denjenigenTeilen speziell,die nicht zum Westfondsgebietgehören,herbeigeführt
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werden könnte, wenn der Staat davon absieht, Regulierungskostenzu erheben. Die Insammen-
lcgung ist doch ein Akt der Wuhlfahrtspolizci des Staates, und es wird bei keinem anderen wohl¬
fahrtspolizeilichemAkt irgend eine Gebühr oder Sporteln erhoben, beispielsweise auch nicht bei der
Bildung von Ent- und Bewässerungsgenossenschaften.Aber bei der Zusammenlegung muß die
Generalkummissiun in den Gebieten in der Ebene 12 Mark pro Hektar erheben, also wcuu beispiels¬
weise eine Feldmark 1000 Ka hat: 12 000 Mark, nnd in den ärmeren Teilen der Provinz zum
mindesten 3 Mark pro Hektar. Dnrch diese Gebührenerhebungist es gekommen, daß in einem der
letzten Jahre die RheinischeGeneralkommissionweit über 100 000 Mark für ihre Tätigkeit ver¬
einnahmt hat. Ich glaube, es kann nicht Aufgabe der Staatsverwaltung sein, eine Einnahme aus
der Durchführungvon Meliorationen zn erzielen, die zwar speziell dem unmittelbar davon betroffenen
Grundbesitzer, in der Hauptsache aber allen Staatsbürgern zugute kommen, indem vatcrläudischcr
Grund und Boden in bessere Kultur gesetzt wird, so daß mehr Korn und Vieh darauf erzeugt
werden kann.

Die Kommission bittet deshalb auch, dem Provinzialausschuß nicht formell im Antrage
aber wenigstens durch die Begründung des Antrages nahe zu legen, daß er seinen Einfluß dahin
Leitend machenmöge, daß fernerhin eine Erhebung von Gebühren nicht erfolgt.

Meine Herren! Ueber die innerliche Notwendigkeitund Zweckmäßigkeit der Zusammeu-
^lwng brauche ich wohl vor diesem Forum nicht viel zn sagen. Es ist erwiesen,daß durch die
-"erkoppelungdie Ertrage des Ackerlandesetwa um 30«/« uud noch mehr gehoben werden, nnd
°aß überall im gleichen Verhältnis auch die Viehhaltung zugenommenhat.

Bei den in Berlin stattgehabten Beratungen des DeutschenLandwirtschaftsrates nnd des
andesükonomiekollegiums hat der bekannte agrarische Führer Herr von Wangenheim mit aller

schärfe betont, daß die Landwirtschaft nicht nur berechtigt, sondern verpflichtetsei, sich alle
Errungenschaftender Neuzeit nutzbar zu machen, um ihrem Grund nnd Boden die besten Ertrage
abzugewinnen. Darauf habe die ganze BevölkerungAnspruch, und nur, weuu die Landwirtschaft
l°ser Forderung Rechnung trage, sei es berechtigt,ihr Zollschutz und Seuchenschutz zu Teil werden

3« lassen.
Es wird also eine durchaus im Sinne der ganzen momentanenEntwickeluugliegende

Beschlußfassungsein, wenn Sie, meine Herren, heute dem Antrage der IV. Fachkommission
zustimmen und zn erkennen geben, daß die gesamteRheinprovinz gewillt ist, dahin zu wirken, daß
ttder Quadratzcntimcter knlturfähigen Landes auch wirklich in Kultur gesetzt wird.

Eine solche Maßnahme kommt weiter auch unserer Industrie zugute; deun ich glaube,
uenn man auf die Fläche ausrechnenwürde, wie viele landwirtschaftlicheMaschinenin der Nhein-
proviuz und in anderen Provinzen des preußischen Staates verwendetwerden, dann würden wir iu
ufer Statistik nicht an der Spitze stehen. Es gibt weite Kreise in den Gcbirgsteilen unserer

^oumz, ;„ 5,^ ^ Säemnschinen, die Drillmaschine, der Schälpflug noch gänzlich unbekannte
"nchtuugen sind. (Sehr richtig!) Dabei haben wir in unserer Provinz die Industrie, die alle

l°,e notwendigennnd nützlichen Gerätschaften in hervorragenden»Maße herstellt, und können ihr
lu>t unmittelbar vor den Toren Absatz verschaffendank der unglücklichen Zersplitterung des

Grundbesitzes.

. Ich bitte Sie also, meine Herren, dem Antrage der IV. Fachkommissionzuzustimmen
"lochte damit schließen, zu betauen, daß auch für den rheinischen Bauern Schillers Wort gilt:

„Was du ererbt von deinen Vätern hast,
erwirb es, um es zu besitzen!"
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Ein freier Bauer, der die iu den WiutcrschulengewonneneIntelligenz wirklich nutzbar
machen taun, wird der rheinische Bauer erst dann, wenn er von dem lästigem Flurzwang durch die
Durchführung der Verkuppelungbefreit ist. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung. Das Wort hat der Herr Abge¬
ordnete von Schütz.

Abgeordnetervon Schütz: Meine Herren! Es ist mir bekannt, daß es eiu Wagnis ist,
nach den ausgezeichneten Ausführungen des Herrn Vorredners hier noch das Wort zu ergreifen.
Trotzdem möchte ich das hohe Haus bitten, mir einen Moment auf dem Gebiete der Wafserleitungs-
frage Gehör zu schenken.

Meine Herren! Die IV. Fachkommission hat zunächst vorgeschlagen, folgende Resolution
zu fassen. „Die Erhöhung der Mittel zur weiteren Unterstntzuug der Herstellung von Wasser¬
leitungen wird als ein dringendesBedürfnis anerkannt." Diesen kategorischen Satz wird wohl jeder
unterschreiben,der Veranlassung hat, auf dem Wafscrleitungsgebiet tätig zu sein. Ich darf auch
die Hoffnung ausfprechen, daß das hohe Haus einstimmig diesen: wichtigen Grundsatzezustimmen wird.

Ich meine nur, aus diesen: Grundsätze sind nicht im vollen Umfange diejenigen Folge¬
rungen gezogen worden, die hätten gezogen werden können. Es heißt in der Resolution weiter:
„Der Piuvinzialausschußwird ersucht, auf eine namhafte Erhöhung des Westfouds zur Gewährung
von Beihilfen für Wasserleitungszwecke hinzuwirken." Wir haben nun von den Herrn Referenten
gehört, daß zurzeit von der Provinz und zwar aus Mitteln der Provinzinl-Feuerversicherungsaustalt
aufgewandt werden 100 000 Mark zum Westfouds uud außerdem 50000 Mark, die dem Provin-
zialausschußzur Unterstützungvon Wasserleitungenfrei zur Verfügung stehen. Ich sehe daher nicht
ein, warum hier angeregt wordeu ist, daß lediglich geprüft werden foll, ob die Mittel zum West¬
fouds erhöht werden können. Ich meine, es wäre richtig gewefen, auch zu prüfen, ob nicht ebenfalls
diejenigenMittel erhöht werden können,die frei zur Verfüguug stehen.

Meine Herreu! Daß dies wohl möglich ist, daß es prattifch ist, uud daß es auch im
eigensten Interesse der Pruvinzial-Feuerversicherungsanstaltliegt, möchte ich Ihnen darum, indem
ich auf einige Ziffern hinzuweifen mir erlaube. Die Hilfsaktion auf dem Gebiet des Wasserleitung»-
Wesens hat im Jahre 1903 begönne». Es ist daher von gewissem Interesse, hier festzustellen, wie
sich die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltseit diesem Moment entwickelt hat, und da möchte lch
hier nur einige Zahlen mitteilen.

Die Versicherungsbeiträgebetrugen im Jahre 1903 5 074 336 Mark. Sie betrugen im
Jahre 1909 6 772 599 Mark. Der Ueberschußbetrug im Jahre 1903 377 000, im Iah«
1908 1371000, im Jahre 1909 1992 000 Mark. (Hurt, hört!)

Der Reservefonds betrug im Jahre 1903 7 286 000 Mark, in, Jahre 1908 8 850 000 Mark-
Dazn kam noch ein Ausgleichsfondsvon 3150 000 Mark. Der Reservefonds betrug im Iah«
1909 9550000, dazu eiu Ausgleichsfondsvon 3 500 000 Mark. Der ganze Reservefonds beträgt
alfo mit dem Ansgleichsfonds zur Zeit 13 050 000 Mark, während er im Jahre 19^
7 286 000 Mark betrug.

Meiue Herren! Ich glaube, es bedarf dafür keiner weiteren Statistik, es geht aus diese»
Ziffern ohne weiteres klar hervor, daß die ganze Wafferleitungsattiun von allergrößtem Nutzen f
unsere Provinzial-Feuerversicheruugsanstaltgewefen ist. (Sehr richtig!)

Ich möchte es daher doch für fehr erwägenswert halten, ob nicht die Provinzial-Feue ^
Versicherungsanstaltdurchaus richtig und im eigensten Interesse handelt, wenn sie ihrerseits stärke«
Mittel zur Verfügung stellt. Zwar bin auch ich durchaus dafür, daß dahin gestrebtwird, auch
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starke staatlicheMittel für diese außerordentlichwichtigen Aufgaben in die Provinz hineinzuleiten.
Aber nebenher möchte ich doch dringend bitten, daß der Provinzialausschuß und die Pruvinzial-
Feuervcrsichcrungsanstalterwägen, ob es nicht möglich ist, den zurzeit zur freien Verfügung des
ProvinzinlausschussesstehendenFonds von 50 000 Mark zn erhöhen. (Zuruf: 250000 Mark!)
Ich meine den Funds, der zur freien Verfügung steht.

Ich will keinen Antrag stellen. Ich wollte durch meine Ausführung nur dahin wirken,
baß die Frage vom Provinzialausschuß erwogenwird.

Dabei darf ich zum Schlüsse uuch auf eins hiuweisen. Wenn wir lediglich den West,
fonds erhöhen wollen, so dienen wir damit nnr dem Interesse eines Teiles der Provinz nicht aber
ber gesamten Provinz, obwohl diese auf dem Gebiete der Wasserleitungsfragenein allgemeines,
gleichmäßigesInteresse hat. Da müssen wir überall voran kommen, nicht bloß in den Gebieten,
die zum Wcstfonds gehören. (Beifall!)

VorfitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Als wir vor sechs Jahren mit

ber Unterstützungder Wasserleitungenbegannen, da taten wir dies, weil wir uns sagte», in jedem
Kreise ist das eine oder andere Dorf von: Typhus heimgesucht. Wir konnten aber nicht erreichen,
daß von der Orts- oder Landcspolizei in der Weise, wie wir es für wünschenswert hielten, ein¬
gegriffen wnrde. Daher entschloß sich der Provinziallandtag selbständigvorzugehennm durch dieses
Vorgehen zu zeigen, daß der Wasserkalamität abgeholfen werden köunc. Wir haben damals
1250 000 Mark aus Mitteln der Provinzial-Fenervcrfichcrungaufgebracht,und haben diese Snmme
bemcht, um die Haupttyphusorte Zu sanieren, und vor allem auch eins zu bewirken, was mir seiner¬
zeit auch in Berlin bestätigt worden ist. nämlich die Anfmarschstraßcfür die Armee für den Fall
der Mobilmachung zn sichern. Nachdem wir diese 1250 000 Mark ausgegeben hatten, mußten
wir uns sagen: In dieser Weise können wir unmöglichweiter vorgehen,wir müssen jetzt auch vom
Staate Mittel erbitten, und darauf hat der Staat sich bereit erklärt. 100000 Mark zum West-
f°"bs zu geben. Wir haben dieselbe Summe hineingegeben. Diese Mittel sind aber nur für den
Westfundsbezirkbestimmt und sollen nach der Bestimmung, die der Herr Landwirtschaftsminister
hmeiugebrachthat, nicht für die Bekämpfung des Typhus, sondern in erster Linie für landwirt¬
schaftlicheZwecke dienen Wenn das Vieh Typhns bekommt, dann können wir ohne Weiteres aus
diesem Fonds Geld hingeben; bekommt aber der Mensch Typhus, dann haben nur Schwierigkeiten.
(Heiterkeit!) Das ist eine Bestimmung, die leider Gottes hineingebrachtworden ist, die nns die
Sache sehr erschwert hat. Jetzt lauten die Anträge aber auch meistensso, daß Typhus nicht mehr
geuauut wird, soudern daß andere Gründe angegeben werden. Wir ahnen aber, meine Herren,
wie die Sache znsammcnhängt! (Heiterkeit.)

Nnn war dieser Fonds von 200000 Mark ja nur für den Westfuuds bestimmt. Wn
mußten uns daher sagen: den anderen Bezirken müssen wir doch auch helfen, und zu dem Zweck
haben wir einen weiteren Fonds von 43 000 Mark in den Haushaltsplan eingestellt,der auch
aus der Feuerversicherung entnommen worden ist. Diefer Funds wird aber derartig in Anspruch
genommen, daß wir im vorigen Jahre erklären mußten: Diejenigen Anträge, die vorliege«,werde»
durchgearbeitetund in den drei nächsten Jahren bezahlt. Dann haben wir endlich die Haupt-
anträge erledigt. Es hatte keinen Zweck, jetzt weitere Anträge entgegenzunehmen,weil wir doch
""ht in der Lage waren sie vor 1915 z» befriedigen. Wir befinden uns jetzt, wie gesagt, in fol¬
gender Situation: was vurlieat wird in zwei bis drei Jahren erledigt, das andere tummt erst
hmterdrein.

12
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Schließlich aber wird mit den 1 750 000 Mark, die wir schenkungsweisegegeben haben,
den 200000 Mark aus dem Westfonds uud den 43 000 Mark in der Sache absolut noch nichts
erreicht. Das sind derartig minimale Beträge, (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) daß
man damit die großen Bedürfnisse wirklich nicht befriedigen taun. (Sehr richtig!) Wir haben
deshalb versucht, noch auf eine andere Weise zu helfen — das ist vorhin nicht hervorgehoben
worden. — Wir haben die Landcs-Verficheruugsanstaltgebeten einzutreten denn eine Hilfe auf
diesem Gebiete liegt ja mich in ihrem Interesse. Sie hat 9 Millionen Darlehn zu 3°/« gegeben.
Ohne diese Darlehen hätten wir bei unseren kleinen Fonds nichts ausrichten können.

Wir haben uns ferner mit der Landesbauk in Verbindung gesetzt. Sie hat bis jetzt über
2 Millionen Mark Darlehen an solche Gemeindengegeben.

Was wir bisher getan haben — das kann ich wohl sagen — ist außerordentlichviel.
Es sind beinahe 13 Millionen, die wir für Wasserleitungen entweder schenkuugs- oder darlehns-
weise zur Verfügung gestellt haben.

Meine Herren! Dem Antrage, weitere Mittel aufzubringen,steht die Provinzialverwaltung
sehr geneigt und sehr wohlwollendgegenüber. (Beifall.) Das wird uns an Pruvinzialsteucrn und
an Umlage nichts kosten, sondern Dank den außerordentlichgünstigen Resultaten der Feuerversicherungs-
anstalt können wir aus dem Überschuß der Anstalt noch einen entsprechenden Betrag entnehmen und
in den Haushaltsplan einsetzen.Dieses Vorgehen setzt allerdings voraus, daß der Staat auch etwas
mehr als 100 000 Mark zur Verfügung stellt Wir könnte» dann den Westfonds um denselben
Betrag verstärken, den der Staat gibt.

Ich hoffe, daß der Versuch, den Staat zu bewegen, mehr zu geben, Erfolg haben
wird. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist nicht weiter gewünscht worden. Ich frage den
Herrn Berichterstatter. (Berichterstatter Freiherr von Hammerstein: Ich verzichte!)

Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Meine Herren! Gegenanträge sind nicht gestellt. Ich darf daher ohne weitere Ab¬

stimmung annehmen,daß Sie dem Vorschlageder IV. Fachkommission zustimmen.
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Autrag des P^
vinzialllusschusses, betreffend die Verlängerung des zwischen dem Pr"^
vinzinalverbande der Rheinprovinz und der Landwirtschaftskammer der
Rheinprovinz wegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirt¬
schaftlichen Winterschulen abgeschlosseneu Vertrags.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Sartorius, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterVr. Sartorius: Meine Herren! Mit dem 31. ds, Mts>

werden die 10 Jahre abgelaufensein, für deren Dauer der Vertrag zwischen der Landwirtschaft^
kammer und der Provinz über die Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaftlichenWinter-
abgeschlossen worden ist. Eine Verlängerung dieses Vertrages ist vorgeschlagen worden. Die Drucl-
sache Nr. 21 gibt den bestehenden Vertrag nnd die Satzungen, die ihm zugrunde liegen, wieder.
Danach hat die Landwirtschaftskammerdie Verwaltnng und Unterhaltung der landwirtschaftlichen
Winterschulen übernommen. Gemäß § 14 des Dotationsgesetzesvon 1875 hat sich die Provinz
ihrerseits verpflichtet,jeder Winterschuleeinen Iahreszuschuß von 2500 Mark uud darüber hinaus,
für einzelne besonders namhaft gemachte Winterschuleneine weitere Unterstützungin der Gesamthohe
von 6450 Mark zu gewähren. Außerdem hat die Provinz die Ruhegehälter uud Hinterbliebenen-
Versorgung der Winterschuldirekturenund Wanderlehrer nach den Bestimmungen, die für die Pro-
vinzialbeamtengelten, übernommen.
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Gegenüber diesen Pflichten stehen der Provinz die folgenden Rechte zu: In dem aus
? Mitgliedern bestehenden Zentralkuratorium der Winterschulen verfügt die Provinz über 4 Sitze
und zwar entsendet sie in das Zentralkuratorium den Vorsitzenden des Pluvinzialausschusses,den
Landeshauptmann und 2 weitere Vertreter. Da der Entscheidung des Ientralkuratoriums alle
wichtigen Angelegenheitenvorbehalten sind — ich bitte hier § 6 der Satzungen zn vergleichen —
so ist der Einfluß der Provinz ausschlaggebend gesichert.

Im weiteren ist die Provinz noch beteiligt an der Ueberwachuugder Verwaltung der
Winterschulcnund des Wanderlehrtums in der Weise, daß erstens die Haushaltspläne der land¬
wirtschaftlichen Winterschulenvor der Festsetzung durch die Landwirtschastskammerdem Proviuzial-
ausschusse zur Kenntnisnahme vorzulegen sind, ferner die Rechnungsabschlüsse über sämtlicheEin¬
nahmen uud Ausgaben des Winterschnlwesensund Wanderlehrtums dem Landeshauptmann all¬
jährlich mitgeteilt werden müssen, drittens der Provinzinlansschuß sowie der Landeshauptmann
berechtigt sind, jederzeit selbst oder durch Delegierte die Wiuterschulcn,allerdings nach vorheriger
"Benachrichtigung des Vorsitzendender Landwirtschaftskammer,einer Besichtigung zu unterziehen,
und schließlich daß die Provinzialverwaltung berechtigtist, über alle Angelegenheitender Winter-
Ichulen und des Wanderlehrtums von den Organen der Landwirtschastskammer Auskunft zu verlangen.

Es kommt dann weiter hinzu, daß die Gründung neuer Wintcrschulenvon der Genehmi-
ünng des Provinziallandtages unter Zustimmung der Landwirtschastskammerabhängig ist.

In gleicher Weise ist die Verlegung bereits vorhandener Winterschulen außerhalb des
^chulbezirksgeregelt worden. Die Verlegung innerhalb des Schulbezirksuntersteht der Genehmigung
^ Provinzialausschusses,der auch über den Normalbesoldungsplan der Winterschuldirektorcuund
Wanderlehrer zu befindenhat.

Meine Herren! Es dürfte daraus klar hervorgehe«, daß die Provinz bei dem abge¬
flossenen Vertrage nicht zu kurz gekommen ist. Während der 10 jährigen Dauer des Vertrags
>'nd keinerlei Schwierigkeiten und Reibungen erfolgt. Das Abkommen hat sich vollauf bewährt,
unb es ist deshalb berechtigt,wenn der Verlängerung des Vertrages auch unsererseits zustimmtwird.

Ich glaube, daß dieses Abkommen wesentlich dazu beigetragenhat, den Rheinischenland-
^"tschllftlichenWinterschulen den Ruhm zu sichern, daß sie vorbildlich für die ganze preußische
-Monarchie wirken.

^ Die Landwirtschastskammerhat einstimmig der Verlängerung des Vertrages zugestimmt.
Her Proviuzialausschußbefürwortet gleichfalls die Verlängerung und die IV. Fachkommissionhat
>'ch einstimmigauf denselben Standpunkt gestellt.

Ich habe daher die Ehre, namens der IV. Fachkommission zu beantragen:
„Der Pruvinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtige«, den Vertrag mit
der Landwirtschastskammerwegen der Verwaltung und Unterhaltung der landwirtschaft¬
lichen Winterschulen auf die weitere Dauer von 10 Jahren, vom 1. April 1911 an,
Zu verlängern."

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. Es meldet sich niemand
ü m Wort. Ich darf daher ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie die Vorlage
^"chmigt haben.

Wir gehen zum nächsten Verhandlungsgegenstandeüber:
Antrag der I. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Verwal-
tungskoften der Provinzial'Feuerversicheruugsanstalt der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFriderichs. Ich erteile ihm das Wort.

12"
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Berichterstatter Abgeordneter Friderichs: Meine Herren! Der Hanshaltsplan der
Rheinischen Provinzial-Feuerversicherungsanstaltgibt lediglich eine Uebersicht über die Verwaltungs¬
kosten. Es wird sich daher empfehlen, einige allgemeine Bemerkungen zu machen über die Ent¬
wickelung, die die Anstalt in dein hinter uns liegendenKalenderjahr genommenhat.

Die Anstalt durfte im vorigen Jahre auf eine 75jährige Tätigkeit zurückblicken.Die
Verwaltung hat aus diesem Anlaß eine Festschrift erscheinenlassen, die eine Uebersicht über die
Geschichte und die Entwickelungder Anstalt während dieser Periode gibt. Diese Festschriftist uns
allen zugegangen. Hierfür der Verwaltung ausdrücklich zn danken, ist nur eine angenehmePflicht.
Aus dieser Denkschriftmit den beiliegendenTabellen ist deutlich zu ersehen, welche glänzende Ent¬
wickelung die Anstalt ganz befunders im Laufe des letzten Jahrzehnts und in hervorragender Weise
auch in den letzten fünf Jahren genommen hat. Diese Entwickelunghat insbesondereauch im
vorige» Jahre ihren Fortgang genommen.

Ich darf wohl bemerken, daß der Zuwachs an Versicherungenim vorigen Kalenderjahre
14 600 mit rund 300 Millionen Mark Versicherungskapitalbetragen hat, also durchschnittlich eine
Million pro Tag, eine Zunahme, die iu den letzten fünf Jahren schon im Dnrchschnittbeobachtet
wurden ist.

Damit ist die Zahl der Versicherungengestiegen auf 653 000 Mark mit 5414 Millionen
Mark Kapital und die Iahresprämie von 6 772 000 anf 7 084 000 Mark, also ein Plus «ou
312 000 Mark gegen das vorige Jahr.

Erfreulicherweise sind die Brandschäden wohl infolge der feuchtenWitterung des vorigen
Jahres geringer gewesen und weit zurückgeblieben,weit hinter denjenigen des Vorjahres, nämnch
nm rund 536000 Mark. Das hat den vorhin schon erwähnten hohen Ueberschuß des Vorjahres von
2 466 000 Mark gegen 1992 000 Mark im Jahre 1909 ergeben, also ein Plus vuu annähernd
475 000 Mark. Dieser Ueberschußhat iu der üblichen Weise Verteilnng gefunden. Es si"°
250 000 Mark daraus dem Provinzialansschnssezur Verwendung für gcmeiuuützige,zugleich du
Interessen der Anstalt suchende Zwecke zur Verfügung gestellt worden. Gs haben dem Reservefonds
950000 Mark überwiefenwerden können, 1105 000 Mark dem Ausgleichsfondsfür außergewöhn¬
liche Schäden, aus welchem die Nückgewährungender Prämien mit 10"/», also mit 666 000 Mar
bezahlt werden sollen. Endlich haben wir je ea, 30 000 Mark der Feucrunfallkasse und der
Sterbekafseder Organe der Provinzial-Feuerversicherungsaustaltüberwiese». ^ .,

Es verbleiben dann noch 1390 000 Mark netto, wovun gemäß § 19 des im ^"'
erlassenen Gesetzes übe» die Verhältnisse der öffentlichen nunmchl
zn '/» in Stantspapieren angelegt werden muß, durch die zum ersten Mal die Feuerversicherung "
austalt auch in den Besitz von solchen Stantspapieren gelangt. Die vorhin erwähnte Nückgewa)l
vun 10 °/„ hat sich, wie schon iu den letzten Jahren beobachtetwurden ist, als eine sehr nützliche
Maßregel erwiesen, und der vorübergehende Ausfall ist rasch ausgeglichenworden dnrch die erhebm)
Zunahme der Versicherungen. Auf die vur einigen Jahren eingeführte Waldversicherunghat »ac)
dem nur erst 2jährigen Bestände jetzt schon einen Umfang vun 72 000 ira mit ruud 60 Millionen
Mark Versicherungssummeergeben, so daß also auch diese Maßregel als ein glücklicher Grlss
bezeichnet werden kann.

Wie mm die inneren Verhältnisse sich entsprechend ansgestaltet haben, su auch die änßtt
Räumlichkeiten,denn es ist der von Ihnen vor 2 Jahren genehmigteErweiterungsbau '"Ms )e
ausgeführt wordenund die Vcrsichernngsanstaltist in der Lage, in durchaus zweckmäßig und nützt' )
ausgestattetenRäume ihre Geschäfte betreibe» zu können, und wird auch für absehbare Zeit in oe
->-aa,e sein, ihre Eiweiteruugsbcmtenan derselbenStelle vorzunehmen.
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Wenn so nach allen Seiten die Feuerversicheruugsanstaltder Rhciuproviuz ein durchaus
erfreuliches Bild bietet, so ist es nicht zweifelhaft, daß auch iu der weitereu Zukunft eine gedeihliche
und nützliche Wirkung unter der bisherigen veroieustvolleu Leitung sich zeigen wird.

Was den Haushaltsplan selbst angeht, so zeigt er eine Vermehrung der Verwaltungskosten
von 60 000 Mark. Von diesen 60 000 Mark entfallen rund 37 000 Mark auf Erhöhungen, die
nach dem Vesoldungsplaueintreten, 5000 Mark gleich 15 °/« Zuschuß von dem Gcsamteinkummcu
als Zuschuß zum Pcusions-Haushaltsplan, 6000 Mark andere persönliche Ausgaben wegen der
unrch den erweitertenGeschäftsbetriebnotwendig gewordenen Vermehrung der Hilfskräfte, 7000 Mark
Mehrausgaben auf dem sachliche,! Gebiet, ebenfalls durch die Erweiterung des Geschäftsverkehrs
bedingt, nnd endlich 5000 Mark Diverses. Im einzelnen ist kaum weiteres zu bemerken,und
'U"chte ich zu Titel V, Position 1, der die 100 000 Mark enthält für vorzugsweise wirksame Lösch-
infe uud zur Verbesserungder Feuerlöscheinrichtnngenbemerken, daß dieser Betrag gemäß einer
vorgelegtenNachwcisung iu der üblichen und den Verhältnissen entsprechendenWeise verausgabt
worden ist.

Da die I. Fachkommission zn den einzelnen Positionen nichts zn bemerken hat, so empfiehlt
ne Ihnen die unveränderte Annahme des vorgelegtenHaushaltsplaues.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und schließesie, da das Wort
'"cht gewünscht wird. Ich stelle die Annahme des Haushaltsplanes fest.

Derselbe Herr Berichterstatter wird über den nächsten Punkt der Tagesordnung:
Autrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Erlaß einer neuen Satzung für die Provinzial-

. . Fenerversicherungsanstlllt der Nheinsirovinz
uenchtcn,

^ BerichterstatterAbgeordneterFridcrichs: Meine Herren! Nachdem das Gesetz, betreffend
"e öffentlichenFeuerucrsicherungsaustalte»im Anschluß au das Rcichsgesetz über die Privatver-
'cherungsunternehmungeuvom 12. Mai 1901 und an das Neichsgesetz über den Versichcrungs-
Wrag vom 30. Mai 1908 die Verhältnisse der öffentlichen Feneruersichernngsanstalteu,sowohl

^''sichtlich ihr^ Organisation nnd Staatsaufsicht als auch hiusichtlich ihres materiellenVersicheruugs-
^hts im wesentlichen einheitlich geregelt hat, ist den einzelnen Anstalten die Aufgabe erwachsen, ihre
Elements und allgemeinen Versicherungsbedingnngenmit den Anforderungen des Gesetzes in
lebereinstimmnng zu bringen nnd danach umzuarbeiten. Das Gesetz vom 25. Juli 1910 gibt
'"mentlich m den § 15 nnd 24 den Anstalten eine genane Nichtschnnr über die Verteilung des

vfles auf die von ihnen zn erlassenden Vorschriften. Diese sollen sich scheiden:
u) in die Satzung, welche alle die Verfassung, die Beaufsichtigung und den formellen

GeschäftsbetriebbetreffendenGrundlagen festlegen und
^) iu die allgcmciucnVcrsicheruugsbediuguugen,welche die materiellen Rechtsbeziehungcn

zwischen den Anstalten und ihren Versicherungsnehmernregeln sollen.
Was den materiellen Inhalt der neuen Vorschrift angeht, so ist zu bemerke», daß die

"ndlagcu der Feuerveisichemugsaustaltder Nheiuproviuz bereits bisher, namentlich seit dem
eglemcnt von 1903 derartig in modernem Sinne ausgestaltet worden sind, daß in dieser Richtung
Lösende Aenderuuge»nicht notwendig sind.

i V°n wesentlicher Bedeutung sind allein die im 8 9 vorgesehenePflicht der Anstalt,
auf ^ ^ ^M"m Gebietes jedes Gebäude gegen Brandschaden zn versichern, und

l °er anderen Seite das im ß 8 gewährte Recht, im Gebiete einer anderen, den Vor-
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schriften des Gesetzes entsprechenden Versicherungsgesellschaft mit deren Zustimmung Versicherungen
zu übernehmen.

Den durch das Gesetz bedingten Abänderungender Satzungen soll durch den vorgelegten
Entwurf eutsprochen weiden, der sich unter fast unveränderterBeibehaltung der bisherigen Verfassung
den Vorschriften der neuen Gesetzgebunganpaßt, uud demgemäß vom Kuratorium und dem
Provinzialausschusseausgearbeitet worden war. Er wurde dem Herrn Minister des Innern zur
Begutachtung vorgelegt und zu dem Zwecke, etwaige Abänderungsvorschlägevon ihm zu erbitten;
diese Abänderungsvorschlägesind auch vom Herrn Minister erfolgt und in dem vorliegenden
Entwurf der Satzung in rot eingetragen. Gegen diese Abänderungsvorschlägehat der Direktor
der Provinzialanstlllt im Februar, also nach dem Druck dieses Entwurfs, noch Bedenken und Ein¬
wendungenerhoben. Diese Einwendungenhat der Herr Minister zwar zum Teil berücksichtigt, im
übrigen aber dieselben mit der Verfügung abgewiesen, die Provinzialverwaltung nicht im Zweifel
darüber zu belafsen, daß die Nichtberücksichtigung der erstgetroffenen Abänderung es dem Herrn
Minister nicht möglich machen würde, die Satzung demnächst zu geuehmigeu. Unter diesen Umständen
glaubte die I. Fachkommission, in eine eingehende Prüfung dieser Satzung nicht eintreten zu sollen,
und empfiehlt Ihnen deren Annahme mit den vom Herrn Minister des Innern empfohlenen
Abänderungen,

VorfitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird. — Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß die Vorlage angenommenist.

Wir gehen weiter zum
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschnsses, betreffend die Uebernahme weiterer Verficherungszweige.

Es ist derselbe Herr Berichterstatter, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs: Nach Z 32 des vorhin fchon erwähnten neuen

Gesetzes über die Feuerversicheruugsanstalteuist der Herr Minister befugt, einer öffentlichen Ver¬
sicherungsanstaltneben der Feuerversicherunganch den Betrieb anderer Zweige der Schadender-
sicherung zu gestatten. Dem Betriebe derartiger Nebenzweigesind besondere Geschäftsbedingungen
zugrunde zu legen, welche der Genehmigungder Staatsregierung bedürfen.

Nach dem Vorgehen fast aller Feuerversicherungsanstaltenglaubt auch die Provinzicu-
feuerversicherungsgesellschaft, daß von dieser Erlaubnis in einem beschränkte« Umfange Gebrauch
gemacht werden sollte, weil dies den Fordernngen und Wünschen der Versichertenentspricht. Sie
meint, daß man in den Kreis dieser Nebenversicherungen einbeziehensollte einmal eine Versicherung
gegen Mietsuerluste, 2. gegen Einbruchsdiebstahl und Veraubuug, 3. gegen Wafserleitungsschäde"
und 4. Glasversichcrung,da sich gerade diese Zweige ohne besondere Schwierigkeitenmit der Wirk¬
samkeit der Feuerversicherungverbinden lassen und das Fehlen dieser Betriebe von manchenLeuten
als rückständig angesehen weiden könnte. Die Verwaltung glaubt nicht, daß aus diesen Betrieben
erhebliche finanzielle Vorteile zu erwarte» seien. Sie will diese Betriebe auch uicht als einen
wesentlichen Teil ihrer Aufgaben anfehen, sondern sie eben nur als Annex der bestehenden Feuer¬
versicherung behandeln.

Der in dem Antrag des ProvinzialausschussesvorliegendeEntwurf der allgemeinenVer¬
sicherungsbedingungen ist nicht Gegenstandder Beschlußfassung des Hohen Hauses, sondern er unter¬
liegt lediglich der Genehmigungdes Verwaltungsrates und des Ministeriums. Die I. Fachkommission
glaubte daher auch iu diesem Falle davon absehen zu sollen, den Entwurf eingehenden Beratungen
zu unterziehen. Sie spricht sich dahin aus: Das hohe Haus wolle genehmigen,daß dem Antrage
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gemäß der Provinzial - Feuerverfichemugsanstalt die Uebernahme dieser Versicherungszweigege¬
stattet werde.

Vorsitzender Spiritus: Wortmeldungen sind nicht erfolgt, Sie haben den Antrag des
Herrn Referenten gehört. Ich stelle fest, daß Sie ihn angenommenhaben.

Wir kommen dann zum
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend

I. die Errichtung einer landwirtschaftlichen Winterschule in Kempen im
Kreise Kempen, und

II. die Angliederung einer landwirtschaftlichen Winterschule an die Pr o-
vinzial-Wein- und Obstbauschule in Kreuznach.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. von Wülfing, dein ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDr. von Wülfing: Wie Ihnen Herr AbgeordneterSar-

torius soeben vorgetragenhat, läßt die Provinzialverwaltung es sich angelegen sein, in Verbindung
nnt der Landwirtschllftskammerdie Zahl der landwirtschaftlichenWinterschuleu in der Provinz
dauernd zu vermehren. Zu den 43 Anstalten dieser Art, welche bereits in der Provinz bestehen,
sollen nach dem Vorschlage des Provinzialausschusseszwei neue hinzukommen. Diese neuen An¬
stalten sollen für die Kreise Kempen und Kreuznach errichtet werden, uud zwar in den beiden
Kreisstädten.

Der Kreis Kempen besitzt bereits seit dem Jahre 1907 eine derartige Anstalt in Dülken.
Dülken liegt in der südlichstenEcke des Kreises. Die Anstalt wird von den jungen Lenten aus
ber südlichen Hälfte des Kreises besucht und von diesen anch vollständiggefüllt, so daß die Land¬
wirte aus der nördlichenHälfte des Kreises, selbst wenn sie nach Dülken gehen wollten, was wegen
b« wenig günstigen Verbindungennicht der Fall ist, in dieser Anstalt keine Aufnahme finden könnten,
vielmehr wegen Raummaugels zurückgewiesen werden müßten. Diese jungen Leute siud zurzeit auf
"en Besuch der Winterschuleuin Geldern und Crefeld angewiesen. Das hat zu einer dauernden
Ueberfüllung dieser Anstalten geführt. Während satzungsgemäßkeine landwirtschaftlicheWinter¬
schule mehr als 30 Schüler aufnehmen soll, besuchtendie Crefelder Winterschule in den letzten
Iahrcu durchschnittlich 40; 20 entfielen davon auf junge Leute aus dein Kreise Kempen. Ein
ausreichender Besuch der Wiuterschulcin Kempen erscheint daher gesichert, ohne daß andererseitsdie
^bensfähigNt der Winterschuleuin Gelder« uud Crefeld beeinträchtigtwürde. Als Sitz der neuen
Winterschulekann nach Ansicht aller Beteiligten nur die Stadt Kempen infrage kommen. Der
Kreis Kempen hat sich bereit erklärt, die üblichenZuschüsse zu leisten.

Bei dieser Sachlage empfiehlt Ihnen die IV. Fachkommission, den Autrag des Provinzial¬
ausschusses auf Gewährung des üblichen Zuschusses zu dieser Winterschulegutzuheißen.

Etwas verwickelterliegen die Verhältnisse in Kreuznach. Ueber die Bedürfnisfrage an
'^ besteht dort auch keiu Zweifel. Eiue Erschwerung der Entscheidungist aber m gewissem
^rade dadurchentstanden, daß sich in der Stadt Kreuzuach schon eiue Provinzial-Obst- und ^em-
°nnschule befindet. Die Angelegenheit hat uns bereits im vergangenenJahre beschäftigt, und ich
°"f Ihnen wohl zunächst den damaligen Tatbestand vortragen. Die Provinzialverwaltung legt
besonderenWert darauf, daß die Winterschulemit der vorhandenenObstbauschule orgamschverewigt
Ar°. Würde diese Vereinigung nicht stattfinden, fo befürchtet die Provinzialverwaltung aus der
Anterschule eiue unaugenehme Konkurrentiu für die Obst- uud Weinbauschule, die dieser die
Schüler wegnehmen würde, während sie ans der organischenVereinigung der Anstalten nicht
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nur keine Schwächungsoudern sogar eine Stärknng des Besuchs der Provinzial - Obst- und Wein¬
bauschule erwartet.

Die Verwirklichungdieses Plans wurde der Provinzialverwaltung durch die äußeren Ver¬
hältnisse erheblicherleichtert, indem sie sich vor die Notwendigkeitgesetzt sah, ein neues Gebäude,
einen großen Anbau zu den vorhandenen Nänmlichkeiten der Obstbauschulezu schaffe». Sie hat
nun den Anbau sogleich in der Größe in Anssicht genommen, daß er außer für die Zwecke der
Provinzial-Obst- und Weinbauschuleauch für die Zwecke der Wintcrschnleausreicht, und stellt die
erforderlichen Räume der Wiuterschule zur Verfügung. Durch diese Mahnahme nimmt sie dem
Kreise einen Teil der Verpflichtungenab, die bekanntlichdie Kreise sonst der Landwirtschaftskammer
gegenüber zu erfülle» haben. Für diese Leistung begehrt sie als Gegenleistung einen Varbetmg,
den der Kreis auf 3080 Mark fixiert hat. Der Proviuzialausschuß hielt diesen Betrag M
angemessen und empfahl bereits im vorigen Jahre, dieser Abmachungzuzustimmen. Die IV. Fach-
kummissiuugelaugte indessen bei der vorjährigen Prüfuug zu dein Ergebnis, daß der Beitrag von
3080 Mark denn doch etwas gering sei im Vergleich zu den Leistungen,die andere Kreise nach
der Richtung zu machcu habe», uud empfahl Ihnen, die Znstimmuug von der Voraussetzung
abhäugig zu machen, daß der Beitrag von 3080 Mark auf 3600 Mark erhöht wird. Sie habe«
im vergangenenJahre in diesem Sinne beschlossen.Infolgedessenist die Vorlage an die Vertretung
des Kreises Kreuznach zurückgegangen. Der Kreis Kreuzuach hat aber seinen alten Standpunkt
beibehalten und erklärt sich auch jetzt nur bereit, 3080 Mark zu leisten. Auch der Proviuzial¬
ausschuß hält bei nochmaligerPrüfung an der Anschauungfest, daß 3080 Mark genügten, indem
die Mehrkosteu, die dadurch erforderlich werden, daß der Neubau zugleich ausreichend für beide
Schulen — Provinzial-Obst- uud Weiubauschuleuud Winterschule— geschaffen wird, den Betrag
von 3080 Mark nicht übersteigen, Bei nochmaligerBeratung hat die IV. Fachkommission ihren
Standpunkt vom vorigen Jahre, ihren Widerstand, aufgegeben; sie hat sich durch die eingehenden
Darlegungen des Herrn Vertreters des Provinzialausschussesdavon überzeugt, daß tatsächlich die
Mehrtoste», die der Pruviuzialverwaltung durch diese Maßnahme erwachsen,3080 Mark uM
übersteigen, und daß andererseits ein nicht unerheblichesInteresse der Provinzialverwaltung daran
besteht, daß die Wintcrschnlemit der Obstbauschuleorganischverbünde« wird.

Die IV. Fachkommissionempfiehlt Ihnen daher, den Antrag des Provinzialausschusses
gut zu heißen und dementsprechend zuzustimmen,daß der vom Kreise Kreuznach für die Angliedern««,
eiuer laudwirtschnftlicheu Winterschulean die dortige Provinzial-Wein- nnd Obstbanschulezu leistende
Zuschuß auf jährlich 3080 Mark festgesetztwird.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.
Ich schließe sie, da das Wort nicht gewünscht wird. Wünschendie Herren gesonderteAb¬

stimmung über die beiden Vorlagen? — Das wird nicht gewünscht. Dann stelle ich fest, daß der
Antrag Ihrer Fachkommission unverändert angenommenist.

Wir gehen zu Nr. 8 der Tagesordnung über:
Autrag der IV. Fachkommissionn zu dem Bericht uud Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Bewilligung von Beihilfen znr Regulierung der
unteren Wupper, der Kalflack nnd des Saynbaches.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKessclkaul, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordueterKesselkaul: Meiue Herren! Aus der Drucksache 23 ersehen

Sie im einzelnen,wurnm es sich handelt und wie die Anträge im einzelnenbegründet worden fi
Ich kann mich infolgedessen daranf beschränken, vielleicht bloß einige Zahlen hervorzuheben.
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Es wird zunächst ein Antrag gestellt, eine weitere Beihilfe znr Regulierung der unteren
Wupper im Kreise Solingen zu geben. Der eigentliche Antrag hat Ihnen vor drei Jahren vor¬
gelegen. Im Jahre 1908 hat das hohe Haus bereits beschlossen,einen Betrag von 498000 Mark
zu diesem Zwecke zu gewähren, und zwar sollte zunächst einmal die Wupper und die Dhüun reguliert
werden, und dazu war ein Betrag von 218 000 Mark bewilligt worden. Dann war ferner die
Eindeichungvon Bürrig beschlossen worden. Dafür waren 155000 Mark angesetzt. Ferner sollte
Rheindorf eingedeicht werden. Dafür war ein Betrag in Höhe von 125 000 Mark angesetzt worden.
Die beteiligten Kreise nnd Kommmialverwaltungcn haben auch verhältnismäßig hohe Beiträge
geleistet. Der Kreis Solingen allein hat 40 000 Mark Beihilfe gewährt, die GemeindeBürrig
86000 Mark, die Gemeinde Rheindorf 71000 Mark und die GemeindeWiesdorf 10500 Mark.
Das ganze Projekt ist großzügig uud hat erhebliche wirtschaftliche Vorteile zu Folge gehabt, die
>chon jetzt in die Erscheinung getreten sind. Man hatte damals schon ausgerechnet, daß allein
durch die EindeichuugBürrigs 110 K«, Ackerlandvor Uebcrflntung durch Rheinhochwasser bewahrt
uud für die Bebauung resp. Bewirtschaftungaufgeschlossenwürden. Man rechnete damit, daß jedes
Hektar Ackerland um ruud 1000 Mark im Werte steigen würde. Das würde also bei 110 K«. einen
Betrag aon 110000 Mark ausmachen. Damals hat das hohe Haus auch einstimmigden Betrag
von 498000 Mark zur Verfügnng gestellt. Wenn jetzt nochmals der Antrag gestellt wird, eine
weitere Beihilfe zu gewähren, so hängt das damit zusammen,daß man bei Gelegenheitder Aus¬
führung des Regulierungsprojektes gemerkt hat, daß einzelne technische Acndernngen unbedingt
erforderlich sind. Wie die Drncksache das ergibt, ist man zn dem Entschluß gekommen, das Sohlen-
Mülle, das vorher 1,7 pro Mille betrug, auf 0,7 pro Mille zu bringen. Ferner soll eine
mutmulde für die größeren Hochwässer hergestellt werden. Sodann hat sich eine Verstärkungder
"uschuugcn und des Böschungfußesals notwendigherausgestellt. Endlich soll an der Rhcingrenze
^Ue starke Gruudschwelleaugelegt werdeu, um das Abtreibe» der Wuppersohlezu verhindern, wenn
^upper-Hochmasserbei niedrigem Rheinwasserstandeintritt.

Die Kosten dieses neuen Projekts resp, dieses Zusatzprojekts, werden sich im ganzen vor-
"Ussichtlich auf 123 000 Mark belaufen. Die KöniglicheStaatsregiernng hat sich bereit erklärt,
^°n diesen 123000 Mark einen Betrag von 50000 Mark aufzubringen und zwar indem 20 000
"«rk aus den Mitteln des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten als Stromfiskns aufgebracht
und 30000 Mark aus den Mitteln des Flußregnliernngsfouds genommenwerden. Die Beteiligten
wurden dann immer noch 37 000 Mark aufzubringen haben. Also, meine Herren, der Staat
^000 Mark, die Provinzialverwaltuug 36 000 Mark und die Beteiligten 37 000 Mark. Bei
"ejem Projekte handelt es sich also im Endresulat um eiuen weiteren Zuschuß von 36 000 Mark.

In zweiter Linie hat der Provinzialausschuß den Antrag vorgelegt, zur Regulierung der
^alflllck einen Betrag von im ganzen 52 000 Mark zuzuschießen. Die Kalflack ist, wie das die

Mcksllche uäher ergibt, ein Teil des alten Nheinlaufs. welcher bei Vynen aus dem jetzigen Rhein-
°tt abzweigend an Appeldorn, Calcar, Huisberden, Griethausen und Lobith vorbeifloß nnd bei

Punnerden das jetzige Bett der Waal erreichte. Es handelt sich im ganzen um eine Lauge vou
^ ^m, Die Staatsregierung hat sich auch hier bereit erklärt, eiu Drittel der Kosten 52 000

"k zuzuschießen. Die Provinzialverwaltuug wird uuu auch ersucht, denselbeu Betrag wie die
taatsregierung, nämlich 52 000 Mark, zu gewähren und zwar sollen den laufenden Gtatsmitteln
WO zy^i entnommenwerden und ans den Mitteln des Jahres 1912 ein weiterer Betrag von

22000 Mark.

Das dritte Projekt betrifft den Saynbach. Der Sannbach, meine Herren, der aus
eyreren Quellbächen entspringt nnd dein Rheine zufließt,verursacht alljährlichUeberschwemmungen, die

13



98 51. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 9. März 1911.

namentlich kurz vor der Mündung an der Wefterwaldbahn, wo sich die rechtsrheinische Bahn und
die Provinzialstraße Neuwied—Ehrenbreitsteinkreuzen,besondersin die Erscheinungtreten.

Den Anlaß zu diesem Projekt hat in erster Linie das große Huchwasservom 4. Februar
1909 in den Kreiseu Neuwied und Coblenz-Land, gegeben. Das Projekt erstreckt sich auf den
Bachlauf vou der Provinzialstmßenbrückeiu Sayu bis zur Mündung, Hier hat nun die Königliche
Staatsregierung geglaubt, von ihrem früheren Grundsatzabweiche,:uud uicht mehr eiu Drittel, sondern
nur ein Viertel des ganzen Betrages zur Verfügung stellen zu sollen. Dementsprechend wird Ihueu
zugemutet, auch Ihrerseits dasselbe zu geben wie die Staatsregierung, nämlich einen Betrag von
27 000 Mark,

Wenn ich die Beträge, die von der Pruvinzialuerwaltung gegeben werden sollen, nochmals
znsammenfafscnund mich resümieren soll, so wird bei Ihnen beantragt, für die Regulierung der
uuteren Wupper einen ferneren Zuschuß von 36 000 Mark zu geben, dann znr Reguliernng der
Kalflack 52 000 Mark und zur Regulierung des Saynbachs einen Betrag von 27 000 Mark.

Die Kommissionhat sich dahin schlüssig gemacht,beim hohen Hause die unveränderteAn¬
nahme des Beschlusses des Provinzialausschusseszn beantragen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffnedie Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird. — Das ist nicht der Fall, Ich schließe die Verhandlung und stelle fest, daß die Vorlage
einstimmigangenommenworden ist.

Meine Herren! Wir gehen dann über zum
Antrag der I. Fachkommissiou zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ansschusses, betreffend Stellungnahme des Provinziallandtages zur
Gründung einer Zwangsgenossenschaft zum Zwecke der Regelung der
Vorflut und der Abwasserreinigung im linksrheinischen Industriegebiet
am Niederrhein.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Piecq. Ich erteile zunächst das Wort Seiner
Exzellenzdem Herrn Landtagskommissarins.

KöniglicherLandtagskummissar,Ober-Präsident, Staatsminister Freiherr vou RhelN-
babeu: Meine Herren! Unter den Zeichen der außerordentlichenEntwickelungunserer Prouniz
ist vielleicht keines so frappant wie das Uebergreifender Industrie ans den linksseitigenTeil de
RegierungsbezirksDüsseldorf. Während die Kreise Moers, Cleve, Kempen, Geldern, der Landkreis
Crefeld vor kurzer Zeit uuch einen ganz überwiegendlandwirtschaftlichenCharakter auswiesen, hat u
diese» Gebieten, insbesondere in dem früher rein landwirtschaftlichenKreife Moers die Industrie
jetzt eine sehr starke Position eingenommen. Es sind zur Gewinnung von Kali und Kohlen eine ganze
Anzahl von Schächten teils schon niedergebracht worden, teils im Niederbringenbegriffenund es ist Mi
voller Sicherheit anzunehmen,daß sich in wenigen Jahren eine sehr große bedcntungsvolle Industrie
auch iu dem linksrheinischen Gebiet etabliert haben wird. Mit dieser industriellen Entwickelung,
namentlich mit dem Niederbringen zahlreicherKuhlenschächte ist die große Gefahr verbunden,dap
wir infolge des Sinkens des Bodens, infolge der Verfumpfuug des Bodens zu ähnlichenZuständen
kommen werden, wie wir sie Jahre und Jahrzehnte lang in dem rechtsrheinischen Gebiete bei oe
Emscher zu beklagengehabt haben.

Meine Herren! Ihnen allen sind die Verhältnisse ja wohl bekannt. Ich glaube, es würde
zu weit führen, wenn ich das noch naher darlegen wollte. Ich will nur das Eine hervorhebe!,,
daß die Zustände für die beteiligte landwirtschaftlicheund iu sanitärer Beziehung für die ganze
Bevölkerung derartig unerträglich geworden war, daß man sich hat entschließen müssen,einen
sonderen Gesetzentwurfdieserhalb vorzulegen, eine Zwangsgenossenschaftzu bilden nnd mit emeM
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Kostenaufwcmde von mehr als 40 Millionen Mark ox po^t endlich die Zustände zu schaffen, die
man von vornherein hätte schaffen sollen.

Nun, meine Herren, um derartige Zustände, wie wir sie auf dem rechtsrheinischen Ge¬
biete vor Augen gehabt haben, nicht auch auf dem linksrheinischenGebiete in die Erscheinung treten zu
lassen, haben sich in höchst dankenswerterWeise die in erster Linie beteiligten industriellen Unter¬
nehmungen, also vor allem die Kohlenbergwerke,znsammcngetan, einen umfasseuden Plan, einen
Gesetzentwurfaufgestellt, der sich dem für die Emscher ungefähr anschließt, und mit dieser Vor¬
lage sind sie dann an die Stantsregierung herangetreten. Ich halte, wie gesagt, dieses Vorgehenfür
überaus dankenswert,denn wenu irgendwo der Grundsatz der Vorbeugung richtig ist, so ist er hier
richtig. Man soll so rechtzeitigdie Maßnahmen treffen, daß nicht erst die schwerenBodensenknngen,
"U schwerenVersumpfungeneintreten, die dann uachherzu den allergrößtensanitären, wirtschaftlichen
und sonstigen Mißständen führen.

Die Vorlage geht von dem Grnndgedcmken aus, daß ähnlich dem Vorgehen bei der Ein-
scher eine Zwangsgenossenschaftgebildet wird, die dann je nach der Entwickelung der ganzen
Verhältnissedie geeigneten technischenMaßnahmen mit Genehmigungder Staatsregierung zu treffen
und auszuführen hat. Es steht insbesondere noch dahin, ob man das ganze Gebiet nach der Maas
"- was in erster Linie wegen der günstigen Gefällverhältnisfe in Betracht kommt — entwässern
!°ll oder nach dem Rhein. Das muß die Entwickelungder Dinge, das Fortschreitender Industrie
nns lehren. Zunächst ist für diejenigenStrecken, wo jetzt schon ein Bedürfnis vorhanden ist, eine
Entwässerungnach dem Rhein geplant.

Die Vorlage kam in allerletzterStunde von den Herren Ministern, die auch noch keine
Stellung zu der Sache hatten nehmen können, nach Coblenz; sie ist von mir dann dem Proviuzial-
"nsschuß, beziehentlichdem Provinziallandtagc zngefertigt worden. Der Provinzialausschuß hat
stch wegen der großen Bedeutung der Sache dahiu ausgesprochen,der Provinziallandtag möge sich
nnt dem Vorgeheu grundsätzlich eiuvcrstaudenerklären, aber die Prüfung der großen Nnzahl Einzel-
fragen, die hier noch in Betracht kommen, dem Pruviuzialausfchuß übertragen. Es war ferner
MMgefügt: nnter Zuziehung der Herren Proviuziallaudtagsabgeordnetcnder Kreise Moers, Geldern
und Ueve und der Landrätc von° Kempen und Crefeld Land, mit der Maßgabe, daß ans eine
erneute Anhörung des Proviuziallandtages verzichtet wird.

Wenn alle die Einzelfragen, Abgrenzung der Gebiete, die Frage der ausreichenden Ver¬
tretung der Gemeinden, die Frage, ob man zur Entscheidungüber Streitfragen wegen der Beitrags-
"stnngen das Oberverwaltuugsgerichtoder eine andere Verwaltungsinstauz einsetzen soll, uud andere

^ wenn alle diese Fragen bei einer eingehenden Prüfung im Provinzialausschußihre befriedigende
Losunggefunden haben sollten, so lag es in dem Sinne des Provinzialausschusscs.daß es einer
erneutenBefragung des Provinziallaudtages nicht mehr bedürfe.

Meine Herren! Ihre IV. Fachkommission hat dem Antrage des Provinzialausschussesnach
zweierlei Richtungenentsprochen, aber nicht nach einer dritten. Nach zweierlei Richtungeninsofern, als
"uch Ih^ Fachkommission das hohe Hans bittet, sich grundsätzlich mit dem Vorgeheneinverstanden zu
erklären,und ebenso damit, daß die Beratung der Einzclbestimmungcnin die Hände des Provinzial¬
ausschusses gelegt werde. Aber die Fachkommission hat den Zusatz des Provinzialausschusses,daß

einer erneuten Befragung des Proviuziallandtages nicht mehr bedürfe, gestrichen und ausdrücklich
gesagt, daß der Provinzialausschuß dem nächsten Provinziallaudtage über die Sache berichten soll.

Meine Herren! Ich trage Bedenken,dieses Vorgehen vor Ihnen zu befürworten, uud
2 «übe im Gegenteil, daß aus einer fulchen Verzögerung sehr ernste Schäden für das große in

13»
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Betracht kommende Gebiet, namentlich anch für die landwirtschaftlichenInteressen zn besorgen find.
Alle die Herren, die das Gebiet kennen, die namentlichüber die Überschwemmungenim Niers¬
gebiet unterrichtet sind, wissen, wie jetzt schon das Gebiet uuter uugüustigerVorflut zu leiden hat,
und es ist dringend notwendig, daß diese ungünstigenVorflntverhältnissenicht etwa uoch durch die
Industrien, die fich hier etablieren, gesteigert werden. Darnm ist es, wie ich nochmals betonen
kann, höchst erwünscht, rechtzeitig Vorkehrungen zu treffen, um, sobald sich Schäden zeigen, die
nötigen Gegenmaßregelnvornehmenzu können. Wird jetzt der Gesetzentwurfnicht alsbald verab¬
schiedet, wird also der Rahmen, die Zwangsgenosfenschaft,nicht gebildet und nachher erst, wenn die
Schäden eingetreten sind, nach den Rechtsformen gesucht, meine Herren, so heißt das, den Brunnen
zudecken, nachdem das Kind hineingefallenist. Wird der nächste Provinzillllandtag noch einmal mit
der Sache befaßt, so wird ein Zeitverluft eutsteheu, der unter Umständen der ganzen Vorlage von
schwerem Nachteil sein kann.

Aber, meine Herren, ich besorge in Uebereiustimmung mit dem Herrn Negierungs-Präsidenteü
in Düsseldorf und, nachdem ich auch mit anderen Herren gesprochen habe, noch vor allem ein mehreres:
Dieses ganze Vorgehen der Industrie, namentlich der Bergwcrksnnternehmnngen,ist durchaus
freiwillig, Die Herren haben sich in Erkenntnis der ihnen obliegenden Pflichten freiwillig dazu
entschlossen, die ganze Sache in Gang zn setzen, sie haben jetzt schon für die Ausarbeitung des
Projekts, für die Beschaffung der nötigen Unterlagen sehr erhebliche materielleOpfer gebracht. Nun
wissen Sie ja, wie so etwas geht: Wird in einer solchen Sache nicht bald eine Entscheidung
getroffen, läßt man Zeit für die Agitation, so ist zu befürchte», daß dadurch nachher die Sache
beeinträchtigt,wenn nicht ganz vereitelt wird. Es gibt dann immer Leute, die, von dem einen oder
anderen anfgereizt, gern die Gelegenheitbenutzen, sich aus der ganzen Sache herauszuziehen, um
ihrerseits keine Opfer zu bringen, und aus der einmal vorhandenen, auf allen Seiten vorhandenen
Opfettuilligkeitergibt sich nachher im Laufe weniger Monate das vollständigeGegenteil.

Ich glaube wirklich, daß es hier heißt: Mau muß das Eifen fchmiedcn, folangees warm ist-
Nnn, meine Herren, ist aber ein vollkommenes Novum in der Sache eingetreten, daß der

Kommission nicht bekannt ist und nicht bekannt sein kann. Die einzelnen Punkte, die ich vorher M
Kürze berührt habe — es kommen noch ein paar andere hinzu — find gestern, wenn ich uiast
irre, oder vorgestern in einer eingehenden Konferenz des Herrn Negierungs-Präfidenten in Düssel¬
dorf mit den beteiligten Werken namentlich mit dem Aufstellen des Projektes nochmals erörtert
worden, und diese Erörterung hat, wie mir der Herr Negiernngs-Präsident gesagt hat, zu einer
vollen Uebereinstimmungund zur Behebuug der aufgetauchtenBedenkengeführt. Ich glaube, es
würde für die Entschließuugder Kommissiondoch von hohem Wert sein, von dieser erneuten Ver¬
handlung Kenntnis zn erhalten uud sich darüber ein Bild machen zu können, ob nicht durch diese
Verhandlungen die Bedenken, die auch in der Kommission obwalteten, als behuben betrachtet
werden können.

Ich möchte mir also die Anregung gestatten, ob es nicht der Sache förderlichwäre, tue
Angelegenheit abermals in die Kommission zurückzuverweisen.Die Kommission könnte dann w
kürzester Frist wieder in eine Beschlußfassung über die Sache eintreten, und es würde dnun vielleich
möglich sein, dem ursprünglichgestellten Antrag des Pruvinzialausschnssesvoll zu entsprechen, dahin¬
gehend, dem Provinziallandtage zu empfehlen,fich mit dem Grundgedankeneinverstanden zu erklären,
die Regeluug der Augelegeuheit dem Provinzialansschuß unter Zuziehung der betreffenden Herrc»
Proviuziallllndtagsabgeurdnetenund Landräte zn übertragen und von einer nochmaligenBefragung
des Provinziallaudtages abzusehen.
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Ich glaube, meine Herren, bei der Dringlichkeit der ganzen Sache ist hier wirklich der
Zeitgewinn auch ein grußer Sachgewinn, und ich glaube, wir sollten ein so opferbereitesVorgehen,
wie es hier betätigt worden ist, nicht aufhalten und uuter Umstäudeuvollkommenzum Erliegen
bringen, dadurch, daß die Sache abermals ein volles Jahr hingehalten wird.

Sie wisse» doch auch, wie die Sachen unter Umständenin Berlin laufen könnten. Wird
der nächste Provinziallandtag also etwa in Jahresfrist noch einmal gehört, so ist es mindestenssehr
zweifelhaft, ob die Sache dauu im Landtage der Monarchie in der nächsten Tagung zur Verab¬
schiedung kommt. Kurzum, in die ganze, wie ich glaube, sehr wertvolle und gut gedachte Sache
kommt durch den Zeitanfschubein Moment der Unsicherheit hinein, das ihr zu schwerem Nachteile
gereichen könnte. Deswegen stelle ich Ihrer gütigen Erwägung nochmals anheim, ob es nicht der
Sache dienlich wäre, die Angelegenheitin die Kommission zurückzuverweisen, um die erneutenJuso»
mationeu entgegenzunehmen, die bei der letzten Besprechungzwischendem Herrn Regierimgs-
Präsideuteu und den Beteiligten gegeben worden find. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr Abgeordnete Hueck.
AbgeordneterHueck: Meine Herren! Nach den AusftthrungeuSeiner Exzellenzdes Herrn

Ober-Präsidenten möchte ich das hohe Haus als Vorsitzender der I. Fachkommission bitten, nachdem
inzwischenueue Momente eingetreten sind, diese Vorlage nochmals au die I. Fachkommissionzu
verweisen. (Beifall.)

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag des Herrn Abgeordnete» Hueck gehört.
Erfolgt Widerspruchdagegen? — Das geschieht nicht.

Ich stelle also fest, daß der Gegenstand heute abgesetztund wieder au die I. Fach»
kommissiuu zurückverwiesen worden ist.

Wir treten nun in die Verhandlung des nächsten Gegenstandes:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Ver¬
waltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschiidigungen iufolge:
a) von Rotz und Lnngeuseuche (Reichsgesetz vom 23. Iu»i 1880, betreffend

die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen- und Ausftthruugs-
gesetz vom 12. März 1891),

K) vou Milz- und Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892), betreffend
die Entschädigung für an Milz- und Raufchbraud gefallene Tiere).

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteBrücker,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Brücker: Meine sehr geehrten Herren! Der vorliegende

Haushaltsentwurf weicht vou seinem Vorgänger nur um ein gauz geringes ab.
Wir finden bei Titel I der Eiuuahmen Nr. 1 bei den Zinsen der Reservefondsein Mehr

W' Pferde von 500 Mark, bei demjenigen für Rindvieh ein Mehr von 2500 Mark. Dieses
-"ehr entsteht dadurch, weil sich die Fouds von Jahr zu Jahr mehr erhöhen.

In Titel I, 2 „Abgabe der Viehbesitzcr"ist bei den Pferden ein Mehr von 423,90 Mark
verzeichnet, bei dem Rindvieh ein Mehr von 2755 Mark. Auch dieses Mehr rührt von den er¬
höhten Viehbeständenher. Die Viehbeständehaben sich inzwischen gehoben; bei Pferde» um 1413
^luck, beim Rindvieh um 1749 Stück, cutfprecheud den angeführten Zahlen. Es ist dies gewiß
"" erfreuliches Zeichen des Auswachsensunserer Viehbeständein der Provinz nnd somit auch einer
wichtigen Verbesserungin der Eruähruug unseres Volkes.

Die Eiuuahme» schließe»ab mit der Summe vou 70 673,5t, Mark bei Pferden uud
"3 351,02 Mark bei Niudvieh.
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Bei Titel I Nr 1 der Ausgabe findet sich ein Mehr von 42.39 Mark bei Pferden und
von 275,50 Mark bei Rindvieh. Dieses Mehr ergibt sich ans den vurhin schon angeführtenZahlen.

Bei Titel I, 2 der Ausgaben fiudet sich ebenfalls ein Mehr von 35 Mark bei Pferden
und von 199 Mark bei Rindvieh. Auch dieses Mehr findet wiederumiu den bereits angeführten
Zahlen seine Erklärung.

In Nr. 3 dieses Ausgabentitels sind die Summen die nämlichengeblieben.
Bei Nr. 4 findet sich ein Mehr von 846,51 Mark bei Pferden und ebenso ein Mehr

von 4780,50 Mark bei Rindvieh verzeichnet. Diese Summen entsprechen der allgemeinen Zunahme
unserer Viehbestände. Der Hanshaltsplan schließt ab, wie bei Einnahme bereits bemerkt, zur
gleichen Summe, auch in der Gesamtausgabe, also balanzierend.

Meine Herren! Die IV. Fachkommissionhat den Haushaltsplan geprüft, und, da sich
nichts zu erinnern gefunden hat, erlaube ich mir namens der I V. Fachkommission dem hohen Hause
den Antrag zu unterbreiten, das hohe Haus wolle diesen Etatsentwurf in unveränderter Forin
genehmigen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis vuu und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Gegenstand zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die
Verhandlung und konstatiere die Annahme des Antrages.

Wir gehen zum folgendenGegenstand der Tagesordnung über.
Antrag der IV. Fachkommission zur Petition des Theodor Franken in
Goch, betreffend Gewährung von Entschädigungen für an Rauschbrand
eingegangene Pferde.

Derselbe Herr ist Referent. Ich bitte ihn, das Wort zn nehmen.
Berichterstatter AbgeordneterBrücker: Meine Herren! Es handelt sich hier um eine

Petition des Ackerers Theodor Franken in Goch wegen Entschädigung für an Nauschbraud ge¬
fallene Pferde. Sie werden mir wohl erlassen, diese Petition vorzulesen. Das würde doch wcing
Zweck haben, namentlich,da unsere Tagesordnung schon reichhaltig genug ist.

Meine Herren! Es hat sich hier bei der Nachprüfung ergeben, daß die Untersuchungder
an die amtliche Üntersuchungsstelle,das Pruvinziallaburatorium in Cüln, eingesandtenPräparate
negativ ausgefallen ist. Auch drei eiuwaudfreievuu der obersten BeHürde veranstalteteUntersuchung«!
haben dasselbe Ergebnis gehabt, ebenfalls liegt auch ciu Urteil des Oberlandesgerichtsin Düsseldorf vor.

Diese ganze Angelegenheitist nun gestern iu der IV. Fachkommission eingehendbeHandel
und geprüft worden. Die anwesendenMitglieder der Kommission stellten sich rückhaltlos auf den
Standpunkt der hierfür in Betracht kommendenBeHürde, also erstens des Veterinärarztes und
Departementstierarztes I)r. Lothes in Eöln und zweitens des Königlichen Veterinäramtes
in Berlin.

Ich erlaube mir daher, namens der IV. Fachkommissiondem hohen Hause den Antrag
zu unterbreiten, es wolle die Petition des Ackerers Theodor Franken in Goch den: Pruvinzialaus-
schuß zur Erledigung überweisen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: »^
stelle den Antrag zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatieredie Annahme
des Antrages. Der folgende Gegenstand der Tagesordnung ist der

Antrag der I. Fachkommission znm Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten der Lllndesbank der Rheinpruvinz.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteVuigt.
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BerichterstatterAbgeordneter Voigt: Meine Herren! Bei der Besprechung des Haushalts¬
plans der Laudesbank in der Kommissionhat der Herr Lnndesbankdircktur ein erfreuliches Bild von
der Entwickelungund dein Staude der Laudesbankentrollen können, Von dem Umfange der Ge¬
schäfte der Laudesbank gibt die Tatsache Zeugnis, daß sie jetzt im ganzen Vermögenswertevon
rund 82? Millionen Mark zu verwalten hat. Davon sind als Darlehen ansgegebenrund 529 V«
Millionen Mark und hiervon allein im laufenden Rechnungsjahrebis zum 15. Februar dieses
Jahres 44 Millionen Mark. Au eigenen Wertpapieren verwaltet die Laudesbank 25 Milliuucu
Mark, au Depositen- und Kuntukurrentguthabcn40 Millionen Mark und an fremden Effekten233
Millionen Mark. Hierbei ist bemerkenswert, daß sich nnter diesen 233 Millionen Mark allein
131 Millionen Mark Nheinpruvinz-Auleihescheinebefinden. Das ist ein Viertel des gesamten
Umlaufes der Nheinpruuinz-Anleihescheine,vuu denen im ganzen bisher 512 Millionen Mark zur
Ausgabe gelaugt fiud. Diese Einrichtungder Verwaltungs- und Verwahruugsstelle,soweit sie Rhein-
Pruvinz-Anleihescheiue, annimmt, vertritt, sogut wie das überhaupt nur möglich ist, die Stelle eines
Provinzialschuldbuches,dessen Einrichtung in früheren Jahren häusiger in der Kommission nud wohl
""ch hier im Hause von der Verwaltung gefordert worden ist, Sie vertritt diese Stelle insbesondere
deshalb in vollständig ausreichendem Maße, weil die NheiuproviuMuleihescheine für die Inhaber
"dllig kostenfrei verwahrt nnd auch verwaltet werden. Diefer Umstand trägt zn der uns allen
bekannten Beliebtheit der Rheinprovinz-Anleiheschcinesehr erheblichbei, die so weit gegangen ist,
daß die Nachfrage insbesonderenach den 4«/<,igeuObligationen so groß ist, daß die Ausgabe vu»
H^t zu Zeit eingestellt weiden mußte.

Eiu weiterer Umstand, der diese» Anleihescheinendie Gnnst des Kapital anlegenden
Publikums crwurbcu hat und erhält, ist die Bereitwilligkeit der Laudesbank, den Nückflnß der
Anleihescheine, der namentlich bezüglichder 3'/2>,gen Scheine sehr groß war, stets aufzuuehmeu.
Daß die Nauk bei dem gegenwärtigen niedrigen Kursstande dnrch die Anfnahmc noch ein gutes
Geschäft macht, brauche ich nicht hervorzuheben.

Der ganzen Geschäftsführung der Landesbank, und insbesondere den von nur hervor-
gehobenengünstigen Umständen entspricht auch der Ueberschuß,der vuu der Laudcsbauk erzielt
'""den ist, uud der im vorigen Jahre nach weiterer Dotierung des Reservefonds mit rnnd
429 000 Mark mit einen: Betrag von 705 000 Mark an die Provinzialverwaltuug hat abgeführt
'"«den können. Das sind nicht weniger als 14 > des der Laudesbauk aus Provmzmlnuttclu
liberwicscueu Betriebsfonds. c. ^5 r

Der inneren Entwickelung des Instituts entsprichtauch die äußere. Der Herr Laudesvanl-
duektur hat darauf hingewiesen,daß der nen erbaute Obcrlichtsaal als Teil des Kllssensaalcs der
«audcsbankfertiggestellt ist uud hat die Hcrreu Abgeordnetenzur Besichtigungdieses Saales ein¬
enden, der, wie er mit Stolz hinzufügte, der größte Kafsensaalin der gauzen Stadt Düsseldorf ist-

Bei dieser erfreulicheninneren uud äußereu Eutwickcluugdes Instituts war es natürlich,
°nß der mit interessantenEinzelheiten durchsetzte Bericht des bewährten Herrn Landesbantdireltors
"°u der Kommissionmit großem Beifall entgegeugeuommcu wurde. ^

Der Haushaltsplau au sich, meiue Herreu, ist, wie Ihnen bekannt war, em HanslMvplan
d« Verwaltungskostender Laudesbank, ohne daß die eigentlichenEinnahmen uud Ausgabe« der
^cmk selbst darin Aufnahme finden können. ^ - ^

I" den Hanshaltsplan, der mit einer Erhöhung der Einnahmen "nd Ausgaben vou
"900 Mark abschließt sind im weseutlicheu mir die vom Proviuziallaudtage beschlossene»Gehalts¬
aufbesserungeneingestellt worden Man steht aus dieser für deu einzelne»Hanshaltsplan recht
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erheblichen Summe, welche finanziellenFolgen durch die Beschlüsse des Pruuinziallandtaa.es bezüglich
der Gehaltsaufbesserungder Beamten der Landesverwaltung eingetreten sind.

Auf Antrag der Verwaltung soll auf Seite 114 bei Titel I, 8 noch eine neue Assistenten¬
stelle hinzugefügtwerden. Der Haushaltsplan braucht deswegennicht geändert zu werden, da bei
einer anderen Position die Stelle eines Oberbuchhalters frei wird, aus der — in diesem Jahre
wenigstens— der neu einzustellende Assistent besoldet werden kann.

Bei dieser Gelegenheit hat der Herr Landesbnnkdirektordarauf hingewiesen, daß die
Laudcsbank mit durchaus angemessenen, wenn nicht als gering zu bezeichueuden Verwaltungskosten
ini Verhältnis zu ihren Umsätzenarbeitet. Er hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß für die
Landesbankbereits seit langem die Forderung erfüllt worden ist, die einer der Herren Abgeordneten
bei einem Vorbcricht zum Haushaltsplan erhob, daß auch in der Landesverwaltung im Sinne der
Geschäftsvereinfachung modern gearbeitet werden möge.

Namens der I. Fachkommission habe ich die Ehre, Ihnen die Festsetzung des Haushalts¬
plans der Landesbauk uach der Vorlage zu empfehlen unter Neubewilligung einer achtzehnten
Assistentenstelle.

Stellvertretender VorsitzenderGraf uud Marquis vou und zu Hoensbroech: I^
stelle den Antrag der I. Fachkommission zur Verhandlung.

Es meldet sich nicmaud zum Wort. — Ich konstatieredie Annahme.
Der folgende Gegenstandder Tagesordnung ist der

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Autrag des Provinzial-
ansschusses, betreffend Abänderung des Reglements, betreffend die Für'
sorge für die Witwen nnd Waisen der Provinzialbeamten der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Laer.
Berichterstatter Abgeordneter von Laer: Meine Herren! Nach dem gegenwärtig lN

Geltung befindlichenReglement ist das Witwengeld der Provinzialbeamten in seiner Höhe auf
deu Betrag von 3500 Mark beschränkt. Der Provinzialausschuß schlägt vor, diesen Satz auf den
Betrag von 5000 Mark zu erhöhen.

Zur Begründung der Aenderung führt der Provinzialausschuß au, daß nach den inzwischen
eingetretene»Gehaltserhöhungen das rechte Verhältnis zwischen den Gehaltssätzenund den Bezügen
der Beamten-Witwen nicht mehr als vorhanden anzuerkennensei.

Es wird weiter darauf Bezug genommen, daß auch im Reich eine ähnlicheRegelung
getroffen worden ist; während allerdings bei deu preußischcu Staatsbeamten zurzeit noch eine
andere Regelung in Kraft steht.

Die finanzielle Wirkung dieses Vorschlageswird sehr gering sein, da nur eine beschränkte
Zahl von Beamten in ihren Bezügen derartig gestellt ist, daß ein Witwengeld von mehr als
3500 Mark infrage kommen kaun.

Die Einführung dieser Bestimmung bedingt eine Aenderung des Reglements im 8 ^
Absatz 2 derart, daß dort gesagt werden muß: „Das Witwengeld soll, jedoch vorbehaltlichder m
ß 4 verordneten Beschränknng,mindestens300 Mark und höchstens 5000 Mark betragen."

Die I. Fachkommissionhat nach Prüfung der Unterlagen beschlossen, dem ProvinzM-
lllndtage die Annahme dieser Aenderung vorzuschlagen,und zwar iu Uebereinstimmuugmit dein
Proviuzialausschußiu folgender Fassung:

„Provinziallandtag wolle die vorgeschlagene Abänderung des § 2 Absatz 2 des Regle¬
ments, betreffenddie Fürsorge für die Witweu uud Waisen der Provinzialbeamten der
Rheinprovinz, genehmigen."



51. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 9. März 1911. 105

Ich erlaube mir, diesen Autrag der I Fachkommission zur Annahme zu empfehlen.
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

stelle den Antrag zur Verhandlung.
Ich schließedie Diskussion,da sich niemand zum Wort meldet, und stelle die Annahme fest.
Wir gehen zum folgenden Gegenstandder Tagesordnung über:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan
«) zur Zahlung von Ruhegehältern lc. an Proviuzialbeamte und vuu

Witwen- und Waiseugeldern sowie Unterstützungen an deren Hinter¬
bliebene,

d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen) und Witwen-
und Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte uud
Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

c) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Oehler.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herreu! Die Ausgaben an Ruhe»

Millltern au Proviuzialbeamte und au Witwen- uud Waisengcldsowie an Invalidengeld müssen
'ch bei dem natürlichen Laufe der Dinge jedes Jahr steigern. So sieht dieser Haushaltsplan eine

Gesamtausgabevon 843 000 Mark vor, wahrend im laufeudeu Jahre 790 200 Mark eingestellt
Md. Das ist also eine Ausgabeusteigeruugvon 52 800 Mark. Hiervon entfallen 39 031 Mark
,"! ^ ^l)r an Ruhegehältern für Beamte uud 11 960 Mark auf Mehrausgaben an Witwen-
und Waiseugeldern.
. Die Einnahmen für diesen Haushaltsplan werden im wesentlichen so gewonnen, daß von
"' ^lnen Haushaltsplänen und Anstalten 15 °/° der Besoldungenfür die Ruhegehälter, Witwen-
n° Wllisengelder zurückgelegt werden.
. Es sind in diesem Haushaltsplan nach Deckung der tatsächlichen Ausgaben an Nuhe-

UMltcrn usw. noch 256 406 Mark vorgesehen,die im wesentlichen zur weiteren Ansammlung zur
«fügung stehen. Es ist bisher gelungen,einen Barbestand von 917 300 Mark zurückzulegen, der

" der Landesbankverzinslich angelegt worden ist. Die Landesbaut bezahlte früher für dieses
«p'tal nnr 3 °/<> Zinsen. Im vorigen Jahre hatte die I, Fachkommission angeregt, den Zinssatz

s« erhülM und dieser Anregung ist insofern Rechnunggetragen worden, als jetzt von diesem Bestände
u> Teilbetrag von 500 000 Mark nicht mit 3 sondern mit 3'/2<>/<, verzinstwird, während der
est nach wie vor noch mit 3 «/<, verzinst wird.

ver!> l. ^"^ ^" Ausgaben ist die eine Position, unter II, 1 hervorzuheben. Am 31. Mai 1910
"arb der Gärtner an der Proviuzial-Heil- uud Pflegeanstalt in Bonn, Freund. Der Witwe

ul» ??'" Provinzialausschuß 300 Mark Witwengeld uud 60 Mark Waisengcldzugebilligtworden,
^°M formell ein Anspruch hierauf nicht bestand. Aber dieser Gärtner Freund war bereits

^ahre im Dienste der Pruvinzialverwaltnng nnd zwar ursprünglich als Gärtnergehilfe, später
geb ^""W" Gärtner nnd er hätte einen Anspruchdarauf gehabt oder mindestensAussicht darauf
ihn v ^ ^'" Nuhegehllltsberechtigungverliehen »norden wäre. Es war bereits vorgeschlagen,

use Berechtigungeinzuräumen. Da starb er.
geld -^ Nilcksicht darauf hat der Provinzialausschuß geglaubt, dieses Witwen- und Waiseu-
w>< ""^gen zu sollen. Der Proviuziallaudtag wird gebeten,dies zn genehmigen, und ich unter-
"Utzc d,ese Bitte.
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Der Haushaltsplan umfaßt dann noch die Dr. Kleiu-Stiftuug. Diese enthält in Ein¬
nahme und Ausgab? 680,38 Mark. Die Ausgabe dient zur Unterstützuugvon pensioniertenBe¬
amten. Ich möchte auch in diesem Jahre den Wunsch und die Bitte aussprechen,es möchte möglich
sein, dieser Stiftung, die ja den Namen des verstorbenenLandeshauptmanns vi-. Klein trägt, noch
weitere Zuwendungen zu machen,damit sie leistungsfähigerwird.

Namens der I. Fachkommission bitte ich, den Haushaltsplan so, wie er vorgelegt worden
ist, festzustellen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von uud zu Huensbroech: Ich
stelle den Antrag der I. Fachkommissionzur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort.
Ich konstatieredie Annahme.

Wir kommen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Kanzleibeamten der Pro-
vinzialvcrwaltung und der ans dem Militäranwärtcrstande hervorge¬
gangenen Prouiuzialstraßenmeister, welche die Anrechnung der Militär¬
dienstzeit auf das Besuldungsdienstlllter nach den Bcstimmnngeu der
Allerhöchsten Kabinettsordre vum 22. März 1909 beantragen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteI)r. zur Niedeu.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Niedeu: Meine Herren! Die Kanzleibeamten

der Provinzialverwaltung und die aus dem Militärstaude hcrvorgcgangenenProuinzialstraßenmeister
beantragen Anrechnungder Militärdienstzeit auf das Vesulduugsdienstalteruach den Bestimmungen
der Allerhöchsten Kabinettsordre vom 22. März 1909.

Das hohe Haus hat sich schon einmal mit dieser Frage beschäftigt, und zwar im vorigen
Jahre. Die Petition war damals von dem Verbände „Rheinland" des Bundes deutscher Militär¬
anwärter ausgcgaugen, uud das Haus beschloß in der Sitzung vom 12. März über diese Petition
zur Tagesordnung überzugehen, weil sich die Beamten mit ihren Wünschen unmittelbar an den
Landeshauptmann zu wenden hätten, außerdem aber auch eine Abänderung der erst im Vorjahre
beschlossenenGehaltserhöhungen noch uicht erfolgen könne.

Die Beamten haben fich nun direkt an den Herrn Landeshauptmann gewandt, der die
Petition an den Prouinzialausschuß weiter gegeben hat.

Der Provinzialllusschuß und in Uebereinstimmungmit ihm die I. Fachkommission fchl«6
auch in diesem Jahre dem Hause vor, die Petition abzulehnen.

Begründet wird die Petition damit, daß der Vorteil der Anrechnungder Militärdienste
bei der allgemeinen Gehaltsregulierung im Jahre 1909 nur deu Vureauassistcntenund Landes¬
sekretären zuteil gewordenist, und zwar in der Weise, daß die für die unmittelbaren Staatsbeamten
geltendenGrundsätzebezüglich der Anrechnungder Militärdicnstzeit ans sie zur Anwendungkommen-
Ferner wird in der Petition darauf hingewiesen,daß der Staat sowie andere Provinzen duse
Grundsätze der Anrechnung der Militärdienstzcit auf alle Beamten anwenden, also auch auf die
Petenten, nämlich die Straßenmeister, und die andere hier erwähnte Klasse, die Kanzleibeamten.

Die Sache ist für die Finanzen der Provinz von Bedeutung, denn wenn man dem
Wunscheder Kanzleibeamten und der Straßenmeister stattgeben wollte, fo würde zugleich au)
dadurchbedingt sein, daß diese Vergünstigung die sämtlichenanderen Beamten erhalten, denen sie
bisher nicht zuteil gewordenist. Das sind die bei der Zentralverwaltung, der Üandesban
und der Feuerversicherungsaustalt beschäftigten Militäranwärter im Registratur-, Bureauhufs-,
Kanzlei- und Notendienst, dann bei der Anstaltsverwaltung: die Verwalter uud Rendnnten
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(Arbeitsinspekturin Brauweiler), die Sekretäre und Assistenten in Brauweiler; ferner Oberaufscher,
Hausväter und Aufscher iu Brauweiler uud im Laudarmcuhaus Trier, endlich bei der Straßeu-
Verwaltung die Landesbausekretäreund die Proviuzialstraßenmcister.

Die Erfüllung dieses Wunschesfür alle vurbezeichuctcn Beamten würde bedingen,daß z. B.
m den Haushaltsplan für 1910 ein Mehrbetrag vuu 34 000 Mark hätte eingestellt werden müssen.
Deshalb bedarf die Sache einer genaue» Prüfung, und es muß davon Abstand genommenwerdeu,
dieses Vorrecht alleu den genannten Beamten-Kategorienzu gewähren. Hierbei ist darauf hinzu¬
weisen, daß von auderen Kommunalverwaltungen, insbesondere die großen Städte durchaus uicht
sämtlich allen ihren Beamten dieses Vorrecht eingeräumt haben.

Es fragt sich nun, ob ein besonderer Anlaß vorliegt, das Vorrecht den Kanzleibeamten
und den aus dem Militäranwärterstande hervorgegangeuenStraßenmeistern zu gewähren. Speziell
bei den Kauzleibeaniten handelt es sich nicht um einen Ausgleich zwischen Militär- und Zivil»
muvartern,weil sich unter den Kanzleibeamtenkeine Zivilanwärtcr befinden. Außerdemaber kommen
bie Kanzleibeamten früher zur Anstellung als diejenigen bei den Regierungen, die staatlichen
Kanzleibeamten,so daß also anch hieraus kein besonderer Anlaß genommenwerden köuute. Äußer¬
em ist ein Ausgleich darin zn sehen, daß sie ein ziemlich hohes Gehalt erreichen, nämlich3000 Mark.

Im Straßcnmeisterdienst sind allerdings sowohl Militäranwärter wie Zivilanwärter be¬
schäftigt, Aber gegen die Gewährung an die Straßeumeister spricht auch der Gruud, daß diejenigen
Straßenmcister, die aus den Militäranwärtern hervorgegangensind, auf Kosten der Verwaltung
°le Wegebanschule besucht haben. Außerdem kommt im allgemeinen noch die Erwägung infrage,
°aß erst im Jahre 1909 eine durchgreifendeGehaltsreguliernng stattgefundenhat, und daß, wenn
nwu irgend einer dieser Kategorien neue Vorteile gewährt, auch wieder weitere Wünsche rege werdeu
würden. Verschiedenheitenin den Verhältnissen bestehen bei allen infrage kommenden Beamten-
Massen, und wenn sich immer eine Kategorie auf die andere beruft, so ist das eben wieder für neue
Kategoricu ein erneuter Anlaß, vorstellig zu werden, und das ist eine Schraube ohne Ende, während
d°r Plovinziallandtag sehr energisch den Standpunkt vertritt, daß die erfolgte Gchaltsregeluug sowohl
für Oberbeamtc wie für Unterbeamte jetzt einen Abschluß bedeutenund daß vorläufig nicht wieder
d«au gerührt werden soll.

Aus allen diesen Erwägungen schlagt Ihnen die I. Fachkommissionvor, die Petition
abzulehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech:
Ich stelle den Antrag zur Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich

lonstatiere die Annahme.
Der folgende Gegenstandder Tagesordnung ist der

Antrag der I. Fachkommission zur Petitiou des pensionierten Povinztlll-
straßenaufsehers Iske in Virkesdorf, Kreis Düren, welcher um unverkürzte
Zahlung feiner Zivilpenfion (ohne Abzug der Militärpension von jährlich
252 Mark) ans Provinzialfonds bittet.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Neven Du Mout.
^ Berichterstatter Abgeordneter Dr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der
^raßenaufseher Iske petitioniert darum, daß ihm neben seiner Pension auch noch die
"«litarpensiun im Betrage vun 252 Mark belassen werden solle, d. h. also, daß diese
/" Mark nicht von der Pension abgezogen werden sollen, die er von der Provinzial-
"waltung erhält. Das ist ja heute der gesetzliche Zustand, und wenn Herr Iske heute
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pensioniert werden würde, so würde so verfahren werden, wie er es erbittet. Er ist aber
am 1. Februar 1906 pensioniert wurden, und das Gesetz, dessen Wohltaten er in Anspruchnehmen
möchte, ist erst im Inli 1906 verabschiedet wurden. Es ist also leider unmöglichihm das zu ge¬
währen, was er wünscht, da es unübersehbareKonsequenzen haben würde. Wir sind daher genötigt,
diese Petion abzulchueu, wenn es auch bedauerlichist. Die I. Fachkommission schlagt Ihnen vor,
demgemäß zu beschließe«,indem sie gleichzeitig deu Herrn Iske bittet, nun auch nicht mehr mit
weiteren Petitionen vorstellig zu werden, da sie doch keinen Erfolg haben können.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis vou uud zu Huensbroech: Ich
stelle deu Antrag der I. Fachkommission zur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und stelle die An¬
nahme fest.

Der folgende Gegenstandder Tagesordnung ist:
Antrag der vereinigten II. und IV. Fachkommission zn dem Bericht und
Antrag des Provinzialausschusses, betreffend deu Erwerb vou Oed-
läudereien zwecks Melioration durch Korrigenden der Pruuinzial-Arbeits-
anstalt und späterer Verwendung der meliorierten Gelände zur inneren
Kolonisation.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteGraf von Galen.
Berichterstatter AbgeordneterGraf von Galen: Meine Herren! Ich habe es nicht

nötig, um Ihr Interesse und Ihre Aufmerksamkeit für diesen Gegenstand zu bitteu. Das gwße
Interesse, das das hohe Haus an diesem Gegenstandenimmt, hat fich ja schon daraus ergeben,
daß eine besondere Kominissionzusammengesetzt wurde, um den Antrag des Provinzialausschusses
vorzubereiten.

Der Autrag des Provinzialausschusses,dessen unveränderteAnnahme die vereinigte II- UUt>
IV. Fachkommisssou Ihnen empfiehlt hat, folgenden Wortlaut:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. Der Provinzialausschußwird ermächtigt,die in der Vorlage des Provinzialausschusse

aufgeführte» Oedländereien mit etwaigen Abrunduugeu und Ergänzuugeu für ""
Provinzialverband zu erwerben,die Ländereienzn meliorieren,die Meliorationsfläche,
eventuell nach Errichtung lnudwirtschaftlichcr Gebäude, zu verpachte,: oder zu veräußern,

2. Die zur Durchführung der Beschlüsseunter 1 erforderlichenMittel sind Vorschuß'
weise bei der Landesbank zu entnehmen. Von diesem Vorschußsiud die Einnahm"
aus den Nutzungen der Grundstückesowie aus Verpachtungen und Veräußerungen
abzuschreiben. Der nach vollständigerDurchführung der unter 1 vorgesehenen Mch^
nahmen noch nicht gedeckte Rest des Vorschussessoll durch eine Anleihe gebe«
werden, welche zu dem zu erlangenden günstigstenZinsfuß zu verzinsenund «u
3«/° zu tilgen ist. Die zur Verzinsung und Tilgung dieser Anleihe erforderücheu
Beträge sind in den Haushaltsplan der Provinzial-ArbeitsanstaltBrauweiler einzustellen-

Es wird Ihnen also vorgeschlagen, die vier in der Vorlage näher bezeichneten Grundstu /
zwei im Kreise Montjuie, zwei im Kreise Malmedy zu erwerben. Es ist gelungen, dank der ^lr
des Regierungs-Präsidenten, dank der Arbeit auch der lokalen Behörden und namentlich der be:
Herren Landräte dieser Kreise, diese Grundflächenan die Hand zu bekommen, welche die Provmz" ^
Verwaltung nach den eingezogene!: Gutachten als geeignetfür diesen Zweck ansieht. Sie h^eu "
hinreichende Größe, hängen zusammen, siud hinreichendkulturfähig, so daß auch eine gewisse ^° -
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tMität vorauszusehenist, sie sind in einer solchen Lage zu den nächsten Ortschaften und Bahn¬
stationen, daß sich später die Besiedelung des meliorierten Geländes ermöglichen läßt. Endlich ist
die Provinzialverwaltung uach dem Ergebnis der Gutachten auch der Meinung, daß der Preis
'"cht zu hoch, sondern augemessen sei.

Die finanzielle Tragweite der Vorlage ist nicht von so sehr erheblicher Bedeutung. Die
Provinzialverwaltung schlägt Ihnen vor, 600 000 Mark für diese Sache zur Verfügung zu stellen,
und zwar zum Teil für den Ankauf des Geländes und zum Teil für die später eventuell zu
errichtenden Gebäude, zunächst für die Unterbringung der Korrigenden,welche die Sache meliorieren
s°lleu. Die Verwaltung erwartet, daß von diesen 600 000 Mark im ungünstigstenFalle wenigstens
450 000 Mark wieder durch Verkauf des Geländes einkommenoder durch die Pachtpreise, die zu
erwarten sind, verzinst werden, Das finanzielleRisiko beläuft sich also in seinem Kapitalwert im
Ochsten und uugüustigsteuFalle auf 150 000 Mark, iu feinen Zinsen auf etwa 6000 Mark, ein
betrag, der bei der Höhe des Haushaltsplans, auf deu diese Ausgaben verrechnetwerden sollen,
nämlich des Haushaltsplans für das Arbeitshaus in Brauweiler, der mit ruud 700 000 Mark
bnlanziert,wirklich mir eine geringfügigeAusgabe darstellt.

Es ist deshalb auch nicht das finanzielle Risiko dieser Vorlage, das das Interesse des
Hnuses in so hohem Maße iu Anspruchgenommenhat, sondern es ist der Umstand, daß hier die
^rovinzialvcrwaltuugeine grundsätzlich neue Aufgabe übernimmt, und zwar eine Aufgabe, die eine
"ußerordcntlichcAusdehnungsfähigkeithat, nnd die, wenn sie demnächst ausgedehnt uud zur
anfriedeuheit erfüllt feiu wird, außerordentlichgünstigeweittragende Folgen für die Zukunft vor¬
gehen läßt.

Die Provinzinlverwaltuug knüpft ihrerseits an die ihr schon obliegende gesetzliche Aufgabe
"N, die ihr llberwiefeueu Kurrigeudeu augemesscnzn beschäftigen. Die bisherige Zahl der mäuu-
uhen Korrigendenist ziemlich stetig 1200 gewesen. Ruud 200 von diesen wurden in den eigenen
betrieben der Anstalt Vrauweiler beschäftigt; etwa 500 arbeiteten für fremde Rechnung auswärts
N' Kolonneu, und die weiteren 500 fanden bis jetzt in Handwerksbetrieben,und zwar hauptsächlich
fiir den Bedarf der Provinz selbst ihre Verwendung. Namentlich haben sie auch in der letzten
Ä«t das sehr umfaugreicheInventar für die Provinzml°Heil° uud Pflegeaustalt Bedburg bei Eleve
"« Werte von 800 000 Mark anzufertigen gehabt. Nachdem diese Anstalt fertig geworden sein
'"ud, wird diese Arbeitsgelegenheit, nämlich die Gelegenheit zur haudwerksmäßigenArbeit für
-^chnung der Provinz, wahrscheinlich zurückgehe». Dazu kommt, daß die Zahl der Korrigenden,
°'° zu beschäftigen sind, voraussichtlichiu nächster Zeit erheblich iu die Höhe schnelle» wird, und
^"r infolge der Abänderung der Strafgefetzgebnng, mit welcher jetzt die gesetzgebendenFaktoren
esaßt si„d. Es wird also in Zntnnft einerseits wegen Abnahme der Arbeitsgelegenheit,andererseits
^en Zunahme der zu beschäftigende« Arbeitskräfte schwieriger werden, deu Korrigeudengeeignete

, bett zn verschaffen. Unter geeigneterArbeit ist eine solche zu verstehen, die erstens den Straf-
Md Nesserungszweck bei den Korrigenden am besteu erfüllt, die weiter keine Konkurrenzder freien
""eil ist, keiner besonderen Vorkenntnissebedarf, bei der sich eine geeignete uud gute Veauf-
''UMgungermögliche,: läßt, die alfo kolonnenweise geleistet werden kann, und endlich muß auch em
MMclMder Ertrag der Arbeit vorausgesetztwerden, damit der Haushaltsplan der Provinz mcht
^ sehr belastet wird.

A . Es gibt für alle diese Zwecke keine geeignetere Arbeit, als wie die Beschäftigung der
°"''gendeu mit Meliorationen nnd Landesknlturarbeiten.

bet'« ^ insbesondere den erziehlichenZweck der Landesknlturarbeiten und den Strafzweck
"M, so darf ich, um nicht zu lang zn werden, wohl auf die ausgezeichneten Ausführungen des
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Austaltsdirektorsvon Vrcmweiler verweisen, die in der Vorlage mitgeteilt worden sind. Weil die
Landesknlturarbeitund die Meliorationsarbeit für die Korrigenden besonders geeignet ist, sind die
Korrigendenauch bereits bisher, soweit es sich machen ließ, mit Vorliebe zu solchen Arbeiten ver»
wendet worden. Das Neue ist bei dieser Vorlage, daß diese Meliurations- und Kulturarbeiten jetzt,
d. h. in diesem Falle, uicht mehr wie bisher für fremde Rechnnng, sondern auf eigene Rechnung
und Gefahr des Provinzialverbcmdes geleistet werden sollen. Diese Neuerung hat ihre großen
Vorteile, speziell gerade für das Kurrigendenwesen, weil diese Arbeitsgelegenheiteine große Elastizität
hat. Die Provinz kann selber darüber verfügen, wieviel sie arbeiten lassen will. Sie kann sich
also nach der Menge der Korrigenden richten, die ihr überwiesen werden. Bei guter Konjunktur
der Geschäftegeht die Zahl der Korrigenden zurück, bei schlechter Konjunktur steigt sie, und die
Provinzialverwaltung muß in der Lage sein, diesen Schwankungen in der Zahl der Korrigenden
zu folgen und demgemäß ihre Arbeitsgelegenheit zu bemessen. Das kann sie nur, wenn sie die
Arbeitsgelegenheitselbst zur Verfügung hat.

Es würde also schon lediglich vom Standpunkte der Provinzialverwaltung, vom Stand¬
punkte des Korrigendeuweseus,das von der Provinzialverwaltung wahrzunehmeuist, gerechtfertigt
sein, diese Vorlage wärmstens zn befürworten.

Was hier aber in Betracht kommt, und »uns im wesentlichen das Interesse des hohen
Hauses für diese Vorlage hervorgerufenhat, find weitergehendeGesichtspunkte. Es handelt sich
hier um eine Vermehrung unseres Volksvermügens; es sollen ertraglose Flächen in ertragreiche
umgestaltet werden. Die Aufgabe der Landwirtschaft und des flachen Landes ist, die Nahrungs¬
mittel nach Möglichkeit für das ganze Volk zu liefern. Bei der steigenden VevölkerungZznnahme
wird diese Aufgabe von Jahr zu Jahr grüßer, und die Landwirtschaft hat also, sowohl was ihre
Ausdehnung, als auch ihre Intensität angeht, von Jahr zu Jahr vermehrte Anstrengungeuzn
machen, um dieser Aufgabe zu genügen. Wenn hier die Provinz dazn übergeht, einen Anfang
und, wie ich sagen will, einen vorläufig geringen Anfaug — es handelt sich ja nur um 375 ba
— zu machen, und so die für die Landschwirtschaft benutzbare Flache zu vermehren, so ist das vom
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkteaus ganz außerordentlichzu begrüßen,

Das dieut dem Interesse der landwirtschaftlichen Bevölkerung,denn diese muß den größten
Wert darauf legen, ihren Aufgaben gerecht zu werden, damit nicht, durch die Not gezwungen,ol
Grenzen wieder der freien Koukurreuz des Auslandes geöffnetwerden und die Landwirtschaftunter
dieser freien Konkurrenz zu leideu hat, und eventuell schweren Schaden nimmt. Die MaßmlM
dient dem Interesse der städtischen Bevölkerung; denn diese hat ein wesentliches Interesse daran,
daß ihr die Nahrungsmittel reichlich und billig zugeführt werdeu. Sie hat feruer ein wesentliche
Interesse daran, daß die landwirtschaftlicheBevölkerung, die das beste und das nächste Absatzgebu
für die städtische Produktiou bildet, kaufkräftig und zahlreichsei. Endlich liegt es im Interesse
des Staates, daß diese Aufgabe erfüllt wird; denn auch der Staat hat ein Interesse daran, daß
die wirtschaftlichenund die politischenKämpfe vermiedenwerdeu, die dadurch entstehen, daß da^
Land seinen Aufgaben eventuell nicht hinreichend genügen könnte, und es steigert ferner die wir ^
schaftlicheund damit die politische Unabhängigkeit des Staates, wenn das NahruugsbedürfM
innerhalb des Landes gedeckt werden kann. Es soll nun hier nicht nur der landwirtschaftlich benutz
Boden vermehrt werden, sondern es soll durch Ansetzuug von Ansiedlern,sei es als Pächter, se' ^
als Eigentümer, die Zahl der Familien, die Zahl der Menschen vermehrt werden, die "^1^
heimischen Grund und Boden verwachsen sind und eine selbständigeEx.istenz darauf haben. TM
auch dies sehr im Interesse aller beteiligten Kreise liegt, zunächst des Landstriches,wo das gesäM '
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^- und der Landstrichist hier die Eifel, die sich von jeher der besonderen Vorsorge nicht nur des
Staates, sondern mich der Provinz zu erfreuen hatte —, im Interesse der betreffendenMenschen
lelbst, in: Interesse der gesamten Landbevölkerung und Stadtbevölkerung,des ganzen Staates brauche
lch hier wohl uicht weiter auszuführen.
^ Ich möchte sagen: Diese Vorlage ist ein Schulbeispiel für den Einklang, in dem die
Interessen der städtischen und der ländlischenBevölkerungdes Staates und der Provinz stehen, und
deshalb möchte ich gerade aus diesen volkswirtschaftlichen Grüudeu im Auftrage der Kommission,
d>e die Vorlage des Provinzialausschusseseiustimmig angenommnn hat, Sie bitten, der Vorlage
«ich Ihrerseits einhellig zustimmenzu wollen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und gebe das Wort dem Herrn
abgeordnetenvon Groote.

BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine verehrtenHerren! Der Herr Bericht¬
erstatter hat bereits daranf hingewiesen,daß die Provinz mit dieser Vorlage eine neue Aufgabe
»vernimmt,daß sie zum ersten Male die Aufgabe der inneren Kolonisation in Angriff nimmt, und
W gerade diese Seite der Vorlage es ist, die ihr die Hauptbedeutung gibt, und die auch das

ganz besondere Interesse dieses Hanfes erregt hat. Meine Herren, gerade dieser Gesichtspunktist es,
aus dem die Vorlage allseitig begrüßt worden ist.

Ich verkenne nicht die ethische und die soziale Bedeutung der Vorlage, die ja auch der
^err Berichterstatter hervorgehobenhat, und die darin beruht, daß die Korrigenden der Provinzial-

rbtttsaustalt eine angemesseneBeschäftign«», finden sollen, indem sie zu Landeskulturarbeiteuheran-
8 zogen werden, und daß so diese unsozialen Elemente in den Dienst gestellt werden, um ueue

Mnrwerte zu fchaffen und dadurch vielleicht wieder eine Ahnnng davon bekommen,daß anch ihre
""eit und ihr Dasein nicht ganz wertlos ist.
^ Ich verkenne auch uicht die von dem Herru Berichterstatter gewürdigtenagrarpolitischcu

°^mige des hier vorgeschlagenen Vorgehens. Die Produkt«,, der menschlichenNahrungsmittel in
lckerbauund Viehzucht wird gefördert werden, ganz besonders aber die Prodnktion der Fleisch-

"nhrnngsmittel, da es sich vorzugsweiseum die Schaffung von Gras- nnd Weideland handelt.
Aber ein Moment, das der Herr Berichterstatter in dankenswerterWeise gleichfalls betont

)"t, möchte ich noch einmal besondersunterstreichen,ein Moment von allgemeinervolkswirtschaft-
lcher Bedeutung, das ist nämlich der Versuch, gegen die nachteiligenWirkungenunserer Nevölkcrungs-
ewcgung einen gewissen Ausgleich zu schaffen. Im Laufe der letzten Jahre haben die preußische,,

Zentralbehördenwiederholt auf die große Wichtigkeitund Dringlichkeit der inneren Kolonisation in
" en PreußischenProvinzen hingewiesen. Das ist in letzter Zeit noch im Dezember des vorigen Jahres
urch einen gemeinschaftlichen Erlaß der Herren Minister für Landwirtschaft,der Finanzen und des

^nneni gefchchen, der zum Ausgangspunkt einen Vortrag nahm, den der bekannte Nationalükonomie-
in?^' Sehring im preußischen Laudesökonomiekollegium gehalten hat. Dieser Vortrag, der auch

'Druck erschienen ist, und zwar unter den, Titel: „Die Verteilung des Grundbesitzes und die
vwandcrnng vom Lande" enthält ein sehr umfassendes und lehrreichesMaterial über die Be-

<v° ^""Lsbewegung im preußischen Staate. Es wird darin gezeigt, wie die großen Städte und die
"ustriebezirke in steigenden,Maße die ländlicheBevölkerungauffangen.

^ Meine Herren! Aus diesem Material ergibt sich auf der einen Seite, wie der natürliche
eoulkcruugzzuwachs,d. h. der Ucberfchnßder Geburten über die Sterbefälle auf dem Lande
»entllch größer ist, als in den Städten. Aber es wird auf der audereu Seite auch gezeigt, wie

zun ^"^^ Vevölkermigsvcrmehruiigwieder durch Abwllnderimgsverlnstsehr stark vermindert,
"ll sogar aufgezehrt und überstiegenwird.
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Meine Herren! Das ist ja eine Erscheinung,die uns allen nicht nnbekannt geblieben ist,
die aber wohl niemals in dieser Weise deutlich nachgewiesenund zahlenmäßig erfaßt worden ist,
und es ist eine Erscheinung, die nicht nur im Osten unseres Vaterlandes zu Tage tritt, sondern
mich bei uns in der Rheinprovinz.

Ich kaun Ihnen einige Zahlen über diese Abwanderungsvcrlustein einzelnenländlichen
Bezirken unserer Provinz nennen, und zwar die Zeit vom Jahre 1871 bis 1905, also 35 Jahre
umfassend, und ausgedrückt iu Prozenten des natürlichen Bevölkernngsznwachses.Da betrugen
diese Ziffern beispielsweisefür den Kreis Montjoie 111,1"/«, für den Kreis Erkelenz 108,3«/».
Sie ersehen darans, daß der Abwanderungsverlust dort die Vevölkerungsznnahmeüberstiegen hat,
daß hier also in den 35 Jahren ein absoluter Rückgangder Bevölkerungsziffereingetretenist.

Weiter stellt sich dieser Prozentsatz für den Kreis Eupen auf 99,3, für Simmern auf
98,4, Prüm auf 96, Bitburg auf 95, Meisenheim auf 91 °/« nsw. Meine Herren, es sind nicht
weniger als 19 Kreise unserer Provinz, die einen derartigen Abwanderungsverlustvon mehr als
70 °/o ihres natürlichen Bevölkerungszuwachses haben. Selbstverständlichentspricht diesem Abwande-
rnngsverluste in den ländlichenBezirken ein Zuwanderungsgewiun iu den großen Städten und
Iudustriebezirken,ein Gewinn, der sich stellenweise auf weit über 100 °/o stellt.

Meine Herren! Das ist ja eine Entwickelung,die wir nicht aufhalten können, und auch
nicht aufhalten wollen, aber eine Entwickelung,die uns doch zu denken gibt, und die uns nach
meiner Ueberzeugungdie Sorge nahe legt, sobald wie möglich und in so großem Umfange wie
möglich Abwehrmaßnahmenzu treffen. Wenn wir für unsere großen Städte und für die Industrie
gebiete die Möglichkeitsichern wollen, daß sie ihren so außerurdeutlich großen Menschenbedarfauch
für die Folge decken tonnen, dann müssen wir Vorsorge treffen, die ländlichenKreife wirtschaftlich
und namentlich anch der Zahl nach zu stärken, und das, meine Herren, ist im wesentlichender
Zweck und das Ziel der inneren Kolonisation. Es ergibt sich daraus, das große Interesse, das die
Städte und die Industriebezirke au dieser Frage haben.

Nnn, meine Herren, können ja verschiedene Wege zu diesem Ziele eingeschlagen werden-
Der Weg, wie ihn der Prvinzialansschuß hier vorgeschlagen hat, ist meines Emchtens durchaus
richtig und ist eiu Weg, der durchaus unseren rheinischen Verhältnissen entspricht. Aber im Hu>"
blick ans die Größe und die Dringlichkeit der Aufgabe, auf die ich mir erlaubt habe Hinzuwelsen,
habe ich doch das Gefühl, daß ihre Erfüllnng im Rahmen diefer Vorlage allein in all zu enge»
Grenzen bleibt, und daß wir die Verpflichtunghaben, zn erwägen,ob nicht diese Arbeit der inneren
Kolonisation auch bei uns im größerenUmfange und intensiverin die Hand genommen werden kann.

Meine Herreu! Die Möglichkeitdazu ist vorhanden. Es ist durch amtlicheErmittelungen,
die der Herr Ober-Präsident veranlaßt hatte, festgestellt, daß sich noch viele taufende von Hektaren
zurzeit ertragloser Flächen in der Rheinprovinz befinden, die sich sehr wohl zur Vesiedelungeigne«,
und ich möchte hervorheben,daß sich anch eine große Anzahl von Hektaren dieser Oedländereicn«n
Besitze von Gemeinden befinden, eine Zahl, die ich, glaube ich, mit 10 bis 20 000 w eher iwch
zu niedrig als zu hoch schätze. Auch darüber, besteht nicht der geringsteZweifel, daß die Urba»
machung an sich technisch sehr wohl ausführbar ist. Ich brauche nnr anf die den meisten Hertt
wahrscheinlichbekannten Beispiele zu verweise», die wir in unseren Arbeiterkolonienhaben, l
Petrusheim, Lühlerheim uud Elkenroth, wo die ödesten Sand- und Heideflächenin ertragrei )e
Ackerbödenverwandelt worden sind.

Dann aber möchte ich bei dieser Gelegenheitnoch besonders auf das Musterbeispielver¬
weisen, das die KöniglicheRegierung in der Nähe von Montjoie ans dem sogenanntenPlatten-
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Venn geschaffen hat. Dort sind etwa 80 Ka sumpfiges Moorland durch entsprechende Kultur¬
arbeiten in ertragreichesLand, namentlichin Wiesen-und Weideland, umgeschaffen worden, und es
stud jetzt 6 Kolonate eingerichtet,mit Wirtschaften,die sich durchaus leistungs-und entwicklungsfähig
zeigen. Also, wir haben Beispiele, daß die Sache bei uns mit bestem Erfolge gemacht werden kann.

Wenn ich nun darauf hingewiesenhabe, daß wir die Aufgabe der inneren Kolonisation
auf breiterer Basis in die Hand nehmen follen, dann werden Sie mich fragen, ob ich den Wunfch
habe, daß die Provinz ihrerseits an die Aufgabe im weiteren Umfange herantritt, mit anderen
Worten, üb die Provinz nun möglichst bald mit einem größeren Ankauf von Oedland zu diesem
Zwecke vorgehenund die Arbeiten in Angriff nehmen soll. Ich weiß aber nicht, ob wir auf diesem
Wege allein zum Ziele kommen würden, schon aus dem Grunde, weil die Ausführung der Arbeiten
seitens der Provinz durch die Zahl ihrer Korrigenden beschränkt ist. Ich meine, meine Herren,
°aß sich an dieser Aufgabe alle Kreise beteiligensollen, die irgendwiedazu befähigt und irgendwie
dabei interessiert sind, nnd ich denke dabei namentlichdaran, daß sich diejenigenGemeindendaran
beteiligen sollen, die bereits im Besitze solchen Oedlaudes sind, die sich also nicht in der Notwendig¬
keit befinden, dieses Land erst käuflich zu erwerben. Es können aber ebenso gut die Kreise und
°uch Private dabei in Betracht kommen.

Wenn aber in dieser Weise vorgegangen werden soll, dann bedarf es einer anregenden
und leitenden Stelle, namentlich für das Vorgehen von Gemeinden und Privaten. Es müßte zu
'esem Zwecke eine besondereOrganisation geschaffen werden, von der die Anregung und Leitung
^zugehen hat. Ich kann mir aber nicht denken, daß eine solche Organisation zweckmäßig einer

gütlichen Behörde, sei es einer staatlichen, sei es einer provinziellen Behörde, übertragen würde,
^ch würde vielmehr fürchten, daß eine derartige Organisation zu schwerfällig und zu teuer
"beiten würde.

Ich möchte dagegen empfehlen,daß die Sache einmal nach der Richtung hin weiter über-
egt und verfolgt wird, daß als Träger einer solchen Organisation eine gemeinnützige Besiedeluugs»

Gesellschaftgeschaffen wird, wie wir sie ähnlich bereits in einigen anderen Provinzen haben. Ich
°°nke mir als Teilnehmer einer solchen Vesiedelungsgesellschaft in erster Linie den Staat, die Pro-
wz und die Landwirtschaftskammer;weiterhin würden aber auch die Kreise, die Gemeindenund

^nvate sich ^bci beteiligen können, jeder, der überhaupt ein Interesfe an der inneren Kolonisation
Mt. Der Geschäftsstelle,die diese Gesellschaft einzurichten hat, würde in erster Linie die Anfgabe
zufallen, für den Gedanken der inneren Kolonisation im weitesten Umfange Propaganda zu machen,
Mann die geeignetenObjekte zur Kultivierung und Vesiedelung ausfindig zu machen, ferner die
Plane und Kostenlluschläge hcrzustellcu,ferner die gewiß nicht einfache Aufgabe der Geldbeschaffung;
"° lch möchte da hervorheben,daß diese Arbeiten doch ganz gewiß aus staatlichen und provinziellen
"teln, namentlich aus dem Wcstfouds unterstütztwerden müßten, wie das bei so vielen anderen

Dekorationen bereits geschehen ist.
Eine fernere Aufgabe dieser Geschäftsstellewäre die Beschaffungder Arbeitskräfte und

«^ neben den Korrigenden der Provinz, namentlich auch von Strafgefangenen. Ich darf daran
Innern, daß Herr Wirklicher Geheimer Ober-Regieruugsrat vi-. Krohne, den ich wohl als die
h^.. ""serer Preußischen Gefängnisverwaltuugbezeichnen darf, gerade in den letzten Jahren wieder-
zu n ""5 hingewiesenhat, wie notwendig es sei, die Strafgefangenen in weitestem Umfange
S^?"^Kulturarbeiten heranzuziehen. Ich zweifele also nicht, daß wir in der Bereitstellung von

^sgcfangeuen bei der Staatsregierung weitestesEntgegenkommen finden werden,
fübr ^"^ ""^ Aufgabe der Geschäftsstelle würde es dann sein, die Kulturarbeiten aus-

" zu lassen, die Ausführung zu überwachen und schließlichdie Verwertung des urbar gemachten
15
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Landes zu vermitteln, indem es entweder mit Kolonisten besetzt wird, oder auf andere Weise beispiels¬
weise durch Ueberweisungals Gemeindeland,oder auch durch Veränderung zur Verstärkung bereits
vorhandenerbäuerlicher Wirtschaften verwendetwird.

Meine Herren! Ich möchte auf weitere Einzelheiten in dem gegenwärtigenStadium der
Verhandluugeu nicht eingehen,aber ich habe mich doch für verpflichtetgehalten, wo ich so dringend
auf die Notweudigkeiteiner inneren Kolonisation hingewiesen habe, auch einen Weg anzugeben,der
zur Durchführung dienen kann.

Meine Herren! Ich hatte daran gedacht, Ihnen eine Resolution vorzuschlagen,in der
einerseits zum Ausdruckgebracht werden sollte, daß die Wichtigkeit der inneren Kolonisation auch
hier von dem Provinziallandtage im vollen Umfange anerkannt würde, und in der ferner dem
Provinzialausschusse der Auftrag erteilt werden sollte, weitere Maßnahmen zur Forderung der
inneren Kolonisation in Erwägung zu ziehen. Aber, meine Herren, ich glaube, es bedarf einer
solchen Resolution nicht. Bei der Aufnahme, die die Vorlage hier im Hause gefundenhat, kann
der Provinzialausschuß nach meiner Auffassungbestimmt nicht nur auf volles Verständnis, sondern
ans freudige Zustimmung im Provinziallandtage rechnen,wenn er alle Bestrebungenzur Förderung
der inneren Kolonisation auf das Tatkräftigste unterstützt. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Seine Exzellenzder Herr Landtagskummissarius.
KöniglicherLandtagskommissarius,Ober-Präsident, Staatsminister Freiherr von Nhein-

baben: Meine Herren! Bei der außerordentlichenWichtigkeitgerade des Themas, das eben Herr
von Groote behandelt hat, wollen Sie mir gestatten, anch meinerseits ein Wort zu sagen, und da
muß ich beginnen mit dem, womit Herr von Groote schloß, mit einem herzlichen Danke dafür, daß
Ihre Kommission,ich glaube einstimmigbeschlossenhat, der Vorlage zuzustimmen. Ich hoffe, daß
das Plenum des hohen Hauses diesem Vorgehen folgen und damit wiederum ein glänzendes Beispiel
von denl vollen Verständnis aller Kreise und von dem Zusammenarbeiten zwischenStadt und
Land geben wird.

Herr von Groote hat über dem Rahmen der Vorlage heraus die gauze Frage der inneren
Kolonisation gestreift und angeregt, wenn auch vielleicht auf anderem Wege als im Osten eine
ähnliche Einrichtung für die Nheinprovinz zu treffen. Ich kann ihm in der Würdigung der außer¬
ordentlichenBedeutung dieser Frage auch für die Nheinproviuz nur durchaus folgen.

Meine Herren! Ich habe mich in meinen bisherigen Dienststellungen mit dieser Frage
namentlich im Osten sehr lebhaft und intensiv beschäftigen müssen. Die Gründe für das Vorgehe«
lagen vielleicht im Osten etwas anders als im Westen. Sie lagen einmal darin, daß der Osten
in ganz außerordentlichemMaße die Kräfte, die er mühsam erzogenhatte, wieder an den Westen,
an die Industrie abgeben mußte, und daß geradezu eine bedrohlicheEntvölkerung des Ostens statt¬
fand. Haben doch beispielsweisedie ganzen Landkreise der Provinz Ostpreußen jahrelang "N
Bevölkerung nicht nur uicht zu, sondern abgenommen. Da mußte es in der Tat als eine rM
staatliche Aufgabe betrachtet werden, dem Menschenmangel,diesem Abströmen der Arbeitern«!
durch geeignete Gegenmaßregeln entgegenzutreten. Dazu kam, daß es im Osten vielfach auch
erwünscht war, die Mischung zwischen Groß- und Kleinbesitzdadurch günstiger zu gestalten, baß
man einen Kreis leistungsfähiger, mittlerer bänerlicher Existenzen durch diese Ansiedelungsgeie -
schaften einschub. Es sind in den östlichen Landesteilen, in Ostpreußen, in Pommern, jetzt "
Mark Brandenburg solche gemeinnützige Ansiedelnngsgesellschaften gegründet worden, an denen
Staat, an denen die Provinz, an denen die Lnndwirtschaftskammerund meist ein großer Teil vo
Kreisen sich mit Geldeinlage» beteiligten; der Staat gab zudem noch erhebliche Zuschüssefür «
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Einzelstellen, die ausgebracht wurden, indem er die Kosten für Schule, Kirche und andere öffentliche
Zurichtungen anteilig auf die Staatskasse übernahm. Wenn Sie dazu die umfangreicheTätigkeit
Mzunehmen, die der Staat in der Kolonisation in Westpreußenund in Posen betreibt, so ergibt
I'ch ein umfassendesBild der Staatstätigkeit auf diesem Gebiet.

Wenn auch ini Westen die Verhältnisse nach vielen Richtungen hin durchaus anders liegen,
wenn wir im allgemeinenüber eine Abnahme der Bevölkerungnicht zu klagen haben, sondern im
Gegenteil eine stetige Bevölkeruugszunahmesich uns darbietet, und wenn vor allem auch die
-Nischung zwischen Großgrundbesitzund Kleingrundbesitzeine völlig anders gelagerte ist, uud wir
erfreulicher Weise überall einen Stamm mittlerer, sehr leistungsfähiger bäuerlicherBesitzerhaben,
w darf doch nach dem, was Herr von Groote uns auch vorgetragenhat, die Bedeutung der Frage
"uch für den Westen nicht unterschätzt werden. Für einzelne Kreise ist selbst, wie mir bekannt war,
und wie er noch durch Iahleu belegt hat, namentlichin der Eifel eine Abnahme der Bevölkerung
zu konstatieren. Es ist dringend erwünscht, diesen Kreisen wieder neues Blut zuzuführen.

Aber der Hauptgesichtspunkt ist doch glaube ich der: Bei der intensivenArbeit unseres
oltslebens, bei dem aufreibenden Drängen und Hasteu durch nuserc zuuehmende wirtschaftliche

Entwickelungist es, möchte ich sagen, ein Gebot der Selbstcrhaltnng, unserem Vaterlande und
wsbesonderemich unserer Rheiuproviuz immer wieder neue Kräfte zuzuführen (Bravo!) und den
Jungbrunnen der Landwirtschaftlebendig zu erhalten, aus dem alle Teile, auch die industriellen

we unserer Bevölkerung,immer wieder neue Kräfte entnehmenkönnen. (Beifall.)
Meine Herren! WelcheForm man dafür wählt, darüber heute zu sprechen,würde voll-

mmen verfrüht sein. Die Sache ist insofern auch nach den Vorschlägendes Herrn von Groote
^ was schwieriger als im Osten, weil hier ja im Westen Oedflächeu für die Besiedelungin Betracht
«mmen, während man im Ostcu überwiegendGroßgrundbesitzhat, der bereits im Kulturzustand

kleine Bauernstellen aufzuteileu ist. Es wird dadurch einerseits die Arbeit verteuert und
crerseits der Betrieb natürlich sehr erschwert, wenn zwischen dem Ankauf uud der Aufteilung erst

lne sehr umfassende und sehr kostspieligeMeliorationstätigkeit eingeschobenwerden soll. — Ob man
w die Formen, die im Osten gewählt wurden sind, hier auf den Westen übertragen kann, oder

man sich „rehr auf eine solche gemeinnützige, vermittelndeTätigkeit beschränken soll, wie sie auch
von Groote angedeutethat, das wird uoch einer sehr eingehenden Erwägung bedürfen.

<> Und, meine Herren, mau soll auch in diesen Dingen nicht glauben, daß Rom an einem
^Le gebaut ist, und daß man mit gntem Willen über alle Schwierigkeiten zunächst hinwegkommen

' ^ wird einer sehr eiugehendeu sachgemäßen und auch zeitraubendenErwägung bedürfen, um
ckrage spruchreifzu macheu.

und m i. ^^ '^ ^^^ ^ ^ ?^' daukenswert, daß Herr von Groote diese Frage in ihrer Tiefe
Mit ^ ." ^ hier dargelegt hat, nm der breiten Oeffentlichkeit die Möglichkeit zu geben, sich auch
wir w ^ ^ ^ Rheiuproviuz ebenfalls höchst bedeutungsvollenFrage zu beschäftigen. Ich glaube,
Meui r " ^"^ ^ Erörterung in sachverständigen Organen und in den sachverständigen Inte-
nlln "?^"' auch in der Laudwirtschaftskammer,Schritt für Schritt weiter kommen, werden uns
wenn ^ ^^ innerlich klar machen können, die zum Ziele führen, und ich zweifle nicht, daß,
zinll ?<°" ^ ^""" "" klares Bild über den einzuschlagenden Weg gemacht hat, auch der Provin-
tatkr? ' '" ^^ ^"^' der ihn stets beherrschthat, seine tatkräftige Zustimmung und seine
lM?,. '^ ^uterstützung dieser für die Rheinpruvinz überaus wichtigen Angelegenheit angedeihen

»°n wnd. (Beifall.)

handln« ^"^"^r Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich schließe die Ver-
g, nnd frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.

15»
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(AbgeordneterGraf Veissel von Gymnich: Znr Geschäftsordnung!)
Berichterstatter Abgeordneter Graf von Galen: Meine Herren! Ich möchte meinem

Berichte ergänzend noch hiuzufügcu, daß dieselbe Anregung, die Herr von Grollte jetzt hier im
Plenum gegeben hat, auch schon von ihm in der Kommissiongegeben wurde.

Die Kommission hat sich zu dieser Anregung sehr sympatischgestellt und war der
Meinung, daß das Vorgehen auf dem eiueu Wege dem Vorgehen auf dem anderen Wege in keiner
Weise vorgreifen sollte,

VorsitzenderSpiritns: Wir kommen nun zur Abstimmung.
Ich darf wohl annehmen, daß keinerleigegenteilige Anträge gestellt worden sind, daß Sie

der Vorlage Ihre Zustimmung schenken.
Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr AbgeordneteGraf Vcifsel.
AbgeordneterGraf Bcissel von Gymnich: Ich wollte anheimgeben,ob nicht jetzt mit

der Plenarsitzung Schluß gemacht werden kauu. Da die Geschäftslagees aber unbedingt erfordert,
daß in allerkürzester Zeit wieder eine Sitzung stattfindet, so möchte ich vorschlagen,daß hellte
Abend von ^2 5 bis ^2 7 Uhr vielleichteine Plenarsitzuug abgehalten wird.

Wenn das nicht der Fall ist, so ist es außerordentlichzweifelhaft, ob am Samstag ge¬
schlossenwerden kann; denn morgen kann die Plenarsitzung nicht sehr lange ausgedehnt werden, da
wir ja gehört haben, daß die II. Fachkommission bereits um 1 Uhr wieder geschlossensehen möchte,
da sie ihre Reise nach Solingen unternimmt. Wenn wir keine Abendsitzung haben, dann können
wir mit tätlicher Sicherheit sagcu, daß wir Samstag nicht fertig werden. Gs wird ja "M
dadurch sehr erschwert, daß noch die Augelegenheitwegen der Zwangsgenussenschaftan die Fach¬
kommission zurückverwiesenworden ist, und jedenfalls eine längere Beratnngszeit in Anspruch nehme»
wird, die Sache demnach erst am Samstag iu die Sitzung kommen kann.

Ich möchte also den Herrn Vorsitzenden bitten, für hellte Abend von V« 5 bis ^/«7 Uhr
eine Sitzuug anzuberaumen uud jetzt zu schließen.

VorsitzenderSpiritus: Der Herr AbgeordneteMolenaar hat das Wort.
AbgeordneterMolenaar: Meine Herren! Wir haben jetzt noch eine gemeinschaftliche

Sitzung der I. und III. Fachkommission.
VorsitzenderSpiritus: Meiue Herren! Gestatten Sie auch mir ein kurzes Wort.
Ich kann den Ausführungen des Herrn Grafeu Veissel nur voll und ganz beistimmen.
Wir haben noch eine große Anzahl von Punkteu zu erledige», und wir müssen unbedmg

länger sitzen, entweder jetzt oder heute Nachmittag, wenu die Absicht verwirklichtwerden füll, ">
Samstag zu schließen. ^

Nun möchte ich dem Antrage des Herrn Grafen Veissel für den heutigen Tag «MI
mehr zustimmen, als die I. nnd die III. Fachkommission ja noch einmal wegen der Beteiligung
Provinz an den Kleiubahuuuternehmungenzusammentretenmüssen. Vermutlich wird die Veratn g
ja wohl nicht allzu lange dauern. Aber die Sache muß einmal zu Ende kommen, da sie, we
eben angängig, auf die Tagesordnung der morgigen Sitzung gesetzt werde» soll, s

Ich möchte daher den Herren vorschlagen, daß wir die Sitzung jetzt abbrechen und "^
die I. und III. Fachkommission zum Zwecke ihrer Beratung gleich hier im Saale vereinigt bln c.
um hoffeutlich zu einem Abschlüsse zn kommen, damit ich diese Kleinbahnfachemorgen ans
Tagesordnnng setze,: kann, nnd daß wir dann heute Nachmittag zu einer Ihueu passenden S n
nochmalshier zusammenkommen, um eine Plenarsitzung zu halten. ..

Herr Graf Beifsel schlägt vor, um '/«5 Uhr. Die Stuude ist ja den Herren überlas
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Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Holle.
AbgeordneterDr. Holle: Gs scheint mir zweckmäßiger zn sein, wenn wir jetzt noch

ruhig 1'/2 bis 2 Stunden weiter verhandeln und der vereinigtenFachkommission überlassen, dann
zusammenzutreten. Denn was sollen die Herren, die jetzt hier versammeltsind, mit der Zeit bis
Vv K Uhr machen? Wir werdeu doch hier uebenan mit kulinarischen Genüssen bedient. Es kann
s'ch ja jeder während der Verhandlung stärke«, zumal da die jetzt folgenden Punkte doch zum
grüßten Teile solche sind, die vielleichteine besonderslebhafte Diskussionnicht hervorrufen werden.

Ich möchte mir also den unmaßgeblichen Vorschlaggestatten, daß wir jetzt noch einige
Zeit weiter verhandeln.

Vorsitzender Spiritus: Die Meinungen darüber scheinen geteilt zu sein.
Das Wort hat der Herr AbgeordneteHueck.
AbgeordneterHueck: Meine Herren! Ich glaube, daß die gemeinschaftlichenBeratungen

°er I. und III. Fachkommission kurz sein, vielleicht nur eine halbe Stunde in Anspruch uehmeu
werden. Aber man kann nicht wissen, was sich aus der Debatte in einer so großen Körperschaft
nachher noch entwickelt. (Zuruf: Sie können doch nachher tagen!)

Ich glaube, es wäre richtiger, wenn wir dem Vorschlagedes Herrn Grafen Beissel bei»
^eten und um '/zö eiue Abendsitzungabhalte». Wir sind doch schon seit '/210 Uhr bei
der Arbeit.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePiecq:
AbgeordneterPieeq: Meine Herren! Ich möchte auch vorschlage»,die Sitzung abzu¬

brechen,denn sonst ist es fraglich, ob nach 1'/» Stunden die Herren von der I. und III, Fach,
lommission bei der wichtigen Angelegenheit,um die es sich handelt, anwesend sind.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der AbgeordneteKrawiulel.
AbgeordneterKrawinkel: Ich stimme dem Herrn Vorredner durchaus bei. Nach den

^»stigeu parlllmentischenGepflogenheitenempfiehlt sich das von dem Vorsitzenden im Anschluß an
°>e Anregung des Herrn Grafen Beissel vorgeschlagene Vorgehen.

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Wir wollen darüber abstimmen.
DiejenigenHerren, die abbrechen und um V2 5 wieder beginnenwollen, bitte ich die Hand

^ erheben. (Zurufe: Mehrheit! Zurufe: Miuderheit!)
Meine Herreu! Machen wir die Gegenprobe, (Sie erfolgt.)
Meine Herren! Die Zahl ist ziemlich gleich, (Rufe: Hammelsprung! Heiterkeit!)
Meine Herren! Das Bureau hat sich dahin entschieden, daß bei der zweiten Abstimmung

"e Mehrheit war. Wir werden also in den Verhandlungen fortfahren.
Antrag der II. Fachkommission zn den Haushaltsplänen der Provinzial-
Vlindenanstaltcn zu Düren (Elisabeth-Stiftuug) und Neuwied (Auguste
Viktoria-Haus) sowie über deu Unterstützuugsfonds für Bliude für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

Berichterstatter ist sscrr AbgeordneterGraf von Galen.
. Berichterstatter AbgeordneterGraf von Galen: Meine Herren! Ich will dem Wunsche.
°"' wie ich annehme, im .Hause allgemein geteilt wird, daß die Sachen kurz vorgetragen werden, folgen.
, , Diese Haushaltspläne geben zu Bemertnugen im Wesentlichen gar keinen Anlaß. Es smd

"uzelne Summen etwas höher andere etwas weniger hoch eingesetzt. Eiue Neueruug ist lediglich,
°">' ^e Haushaltspläue der Arbeitsbetricbe besonders aufgestellt worden sind. Auch diese geben
5" Erörterung keinen Anlaß.
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Ich schließe mich dem Votum des Ausschusses an, diese Haushaltspläne wie sie vorliegen,
anzunehmen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und schließe sie, da das Wort nicht
gewünscht wird. Ich stelle die Annahme fest.

Derselbe Herr Berichterstatterreferiert auch über deu
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend das Gesuch des Zentralvorstandes des Oberlin-
vereins zu Nowawes vom 22. Dezember 1910 um eine Beihilfe zum Bau
eines deutscheu Taubstummblindenheims.

Berichterstatter Abgeordneter Graf von Galen: Meine Herren! Es handelt fich um
den Antrag eines Vereins, daß die Provinz eine Unterstützungzur Errichtung eines Taubstumm¬
blindenheimsleisten möge. Es hat sich bei der vorletzten Volkszählungherausgestellt,daß die Zahl
derjenigen,die nicht nur taubstumm, sondern auch blind sind, viel größer ist, als mau das bisher
angenommen hat, uud es hat sich der Oberlinverein zu Nowawes bei Potsdam zur Aufgabe gestellt,
diefe unglücklichen Personen, die taub, stumm und blind sind, unterzubringenund sie zu verpflegen
und zu unterrichteu,soweit es nötig ist. Die Kosten sind so hoch, daß der Oberlinverein das allem
nicht leisten kann. Er hat sich deshalb an die Pruvinzialverbände gewandt, damit sie nach Maß¬
gabe ihrer Bevölkerungszahlzn den Kosten der Errichtung des Taubstummblindenheimsuud ebenso
zu dessen Unterhaltung beitragen mögen.

Der Antrag hat bereits im Jahre 1906 den Provinzialausschußbeschäftigt. Der Provinzial-
ausschuß ist damals der Meinung gewesen, daß die Provinz keinen Anlaß hätte, auf den Antrag
des Vereins einzugehen.

Auf demselben Standpunkt steht der Provinzialausschuß auch heute noch. Zunächst haben
ihn die relativ hohen Kosten bedenklich gemacht, welche die Uuterbringuug der Taubstummblinden
in Nowawes erfordern würde. Sodann hat er die Notwendigkeitnicht erkennen können, da wir die
wenigen Taubstummblinden, die in unserer Provinz der Fürsorge der Provinz übergeben worden
sind, selber unterbringen uud selber unterrichtenkönnen. Endlich hat er auch Bedenke» wegen der
Entfernung dieses Taubstummblindenheims in Nowawes gehabt und auch wegen der konfessionelle»
Verhältnisse, da beide Momente wahrscheinlich dahin wirken, daß nur weuige Eltern geneigt sein
würden, ihre taubstummbliudenKinder dorthin zu bringe».

Der Provinzialausschußund im Anschluß darau die Kommissionschlagen Ihnen daher vor,
den Antrag dieses Vereins abzulehnen,

Vorsitzender Spiritus: Sie habeu deu Antrag der Fachkommissiongehört. Ich frage»
ob Widersprucherfolgt. — Das ist nicht der Fall. Dann sind Sie einverstanden.

Wir kommen zum
Autrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Koste«
der Leitung und Beaufsichtiguug der baulichen Unterhaltnngsarbeiten,
sowie über den Fonds zur Erneuerung maschineller Anlagen in den
Provinzialanstalteu.

Derselbe Herr Berichterstatter.
Berichterstatter AbgeordneterGraf von Galen: Zu diesem Haushaltsplan ist nur eines

zu bemerken.
Sie sehen da unter Titel I Nr. 1 der Ausgaben eine Mehrausgabe von 12 160 Mar'.

Diese Mehrausgabe schreibt sich größtenteils daher, daß einige Vaubeamte, die von der Zentral¬
verwaltung besoldet werden, fortan ausschließlich mit Geschäften der Anstaltsbauverwaltung befaßt
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werden sollen, und deshalb die Ausgaben für ihre Besoldungusw. iu diesem Haushaltsplan ein¬
gestellt werden müssen.

Es wird Ihnen unveränderteAnnahme dieses Haushaltsplans vorgeschlagen.
Vorsitzender Spiritus: Auch hier haben Sie deu Bericht gehört. — Widerspruchist

nicht erfolgt. Ich stelle Ihre Zustimmung fest.
Wir gelangen dann zum

Autrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Bewilligung von Beihilfen zur Beseitigung
der Hochwasserschäden im Ahrtal.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteGraf und Marquis von und zn Hoensbroech.
BerichterstatterAbgeordneterGraf uud Marquis von und zu Hoensbroech: Meine

Herren! Ich darf darauf verzichten,Ihnen nochmalsdie Schäden, die das Naturereignis in der
Nacht vom 12. zum 13. Juni vorigen Jahres im Ahrtal angerichtethat, hier vorzuführen, weil
°ie Sache ja ein fo breites öffentliches Interefse angenommen hat, daß jeder von uns sich aus¬
reichend darüber informiert hat.

Die I. Fachkommission war einstimmigder Ansicht,dem Antrage des Provinzialausschusses
Zuzustimmen, für die Schäden, die zunächst die Proviuz au Straßeu, Brücken :c. getroffenhaben, im
betrage von 275 400 Mark, ferner für die Schäden im Gesamtbeträgevou 1 624 791 Mark, welche
°le Anlagen anderer Kommuualverbäudebetroffen haben, auch die letzteren Schäden insoweit zu
»vernehmen, als sich mich der Staat verpflichtet,hierfür das Drittel nach der bekanntenFormel
3« tragen. Diese Verpflichtungist vom Staate unter der Bedingung akzeptiertworden, daß auch
°>e Proviuz au den Beihilfen partizipiert.

Es fragte sich nunmehr: Wie werden die hohen Gesamtkosteu dieser ganzen Entschädigung
getragen, und da blieb nach Lage der Finanzen unserer Provinz kein anderer Ausweg übrig, als
b'ese Schäden durch eiue Anleihe zu decken, welche alsdann mit einer 4°/»igeu Verziusuug uud
6°/°iger Amortisation wieder aus der Welt zu schaffensei» würde, also iu 13 Jahren wieder
verschwinden würde.

Bei der Kürze der Zeit darf ich es mir versagen, näher auf die ganze Frage einzugehen,
"le Herren haben sich ja aus dem Berichte ausreichendorientieren können.

Ich beantrage daher, dem Antrage der I, Fachkommission,der sich mit dem Antrage des
Provinzialausschnssesdeckt, beizustimmen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung - Das Wort wird nicht genommen,
"ch schließe die Verhandlung. Ich darf feststellen, daß Sie dem Vorschlageder I. Fachkommission
zugestimmt haben.

Wir verhandeln dann über den
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammen¬
wesen einschließlich der Hebammenlehranstalten zu Cöln und Elberfeld.

BerichterstatterHerr AbgeordneterClemens Graf von und zu Hoensbroech.
Berichterstatter Abgeordneter Clemens Graf von nnd zu Hoensbroech: Meine

Herren! Der Haushaltsplan des Hebammcnwesenshat aus eigeucu Einnahmen nur eineu geringen
"Ntrag, nämlich von 455 Mark. Andere Mittel mußten als Zuschußder Provinz gegeben werdeu.

Die Summe der Einnahme beträgt 9385 Mark und balanzicrt in derselben Summe
""t der Ausgabe, uud zwar sind da 3385 Mark für Unterstützungenau Hebammen ausgeworfen
""den, und der bekannteBetrag von 6000 Mark, der Beitrag für den Verein für Säuglings-
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fllrforge im Regierungsbezirk Düsseldorf. Die Hebammenlehraustalt zu Cöln, welche, wie Sie
wissen, im Jahre 1908 eröffnet worden ist, hat eine Mehreinnahme von 3110 Mark aus den
Pensionskosten der Schülerinnen und Wärterinnen, Dem steht eine Mindereinnahmevon 7000 Mark
aus den Pflegekostenbeiträgenvon Schwangeren und Wöchnerinnengegenüber. Der Grnnd ist der,
daß angenommenwurden ist, daß eine größere Anzahl in der ersten Klaffe verpflegt werden würde.
Das ist nicht eingetreten. Es wird jetzt nur noch mit einer Pensionärin in dieser Klasse gerechnet.
Der Zuschuß aus Provinzialmitteln betragt 133190 Mark, mithin ein Mehr von 11150 Mark.

Bei den Ausgaben, meine Herren, weiden Sie mir wohl erlassen, auf die Besoldungen
näher einzugehen. Die richten sich ja nach der Gehaltsskala.

Es wären nur noch bei den persönlichen Ausgaben zu bemerken,daß 1000 Mark mehr
für Vergütung der Assistenzärzteausgeworfeu worden find, dann 230 Mark mehr für Bureau-
uud Schreibhilfe. Dieser Mehrbedarf war erforderlich. Ferner noch ein Mehrbedarf von 1225 Mark
für Lohn an das Dienstpersonal. Es mußte außerdem noch ein dritter Heizer augestellt werden.
Bei den sächlichenund soustigen Ausgaben ist eine Mehrausgabe von 1250 Mark für die Beköstigung.
Das ergibt sich aus der Bclegungszifferder Anstalt.

Ferner finden Sie bei Titel III Nr. 3 eine Mehrausgabe von 2400 Mark für Bettzeug
und Wäsche. Das hat seinen Grund in den Belegungszifferu der Anstalt, ferner in dem großen
Verfchleißvon Bettzeug und Wäsche,der ja aus der Natur der Anstalt hervorgeht.

Dann, meine Herren, finden Sie unter demfelben Titel bei Nr. 9 eine Mehransgabe von
200 Mark für die Bibliothek. Die Fachliteratur auf diesem Gebiete ist sehr umfangreich und muß
natürlich immer auf dem üaufcudeu erhalten werden. Der bisherige Betrag hat nicht ausgereicht.

Ebenso hat der bisherige Betrag nicht ausgereicht für die Unterhaltung der Gebäulich-
leiten und des Gartens. Es find da auch 750 Mark mehr vorgefehen. Hoffentlich wird der
Betrag reichen.

Dann kommt noch eine kleine Mehrausgabe von 280 Mark für Steuern und sonstige
Abgaben. Es ist das eine feststehende Summe.

Der ganze Haushaltsplan der Hebammenlehranstaltzu Cöln schließt mithin in Summe
Einnahme und Ausgabe von 243 850 Mark. Das bedeutet eine Mehrausgabe von 11150 Mark.

Aehnlich liegen die Verhältnisse in der Hebammeulehranstalt zu Elberfeld. Dort finden
Sie auch in der Einnahme eine Mehreinnahmefür Penfionskostenvon Schülerinnenund Wärterinnen,
und eine Mehreinnahmevon 3380 Mark für Pflegekustenbeitriige von Schwangerenund Wöchnerinnen.

Der Zuschuß aus Provinzialmitteln beläuft sich auf 78 010 Mark, ein Mehr gegen voriges
Jahr von 6750 Mark. Diefe 6750 Mark find aber nur eine einmalige Ausgabe und werden
sich jedenfalls im nächsten Jahre nicht wieder finden. Ich komme nachher bei deu Ausgaben auf
diese beiden Sachen zurück.

Die Besoldungen, meine Herren, darf ich wohl auch hier bei diefem Haushaltsplan übergehen;
sie richten sich ja nach der Gehaltsnachweisuug.Bei deu anderenpersönlichen Ausgaben ist ähnlich wle
in Cöln eine Mehrausgabe von 200 Mark für die Vergütung eines Assistenzarztes vorgesehen,
zweitens von 350 Mark für Bureau- und Schreibhilfe. Dann finden Sie unter Titel III für
Beköstigung eine Mehrausgabe von 1880 Mark nach der Belegungsziffcr, fernerhin wie bei der
anderenHebammenanstaltauch eine Mehrausgabe vou 750 Mark für Bettzeug und Wäfche. Dann
kommt eine Mehrausgabe unter Nr. 51) von 1750 Mark zur Einrichtung von zwei Zimmern
für Schülerinnen besserer Stande. Das ist einer von den Punkten die ich vorhin in der Einnahme
erwähnt habe. Die Provinzialverwaltung hat das Bestreben, die Frauen und Töchter besserer
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Familien zn dem Hebammenberufheranzuziehen. Diese sollen dann auch ein höheres Pensionsgeld
zahlen, und zwar 1000 Mark, während die anderen nur 600 Mark zu zahlen haben. Für diese
müssen natürlicherweise andere Einrichtungengeschaffen werden. Es ist zum Beispiel nicht angängig,
baß sie in demselben Schlafsaal mit den anderenHebammenzusammen schlafen. Deshalb ist die Ein¬
richtung von zwei Zimmern für derartige Schülerinnen aus besseren Ständen vorgesehen. Für
Desinfektionsmittel und Arzneien sind 700 Mark mehr vorgesehen,weil der bisherige Betrag er¬
fahrungsgemäßzu gering war.

Dann, meine Herren, kommt der zweite Punkt, den ich vorhin bei der Einnahme schon
erwähnt habe, unter 11b für Ausbau und Einrichtungdes septischenEntbindungsraumes 4650 Mark.
Meine Herren, in diesen Anstalten kommen ja sehr häufig ansteckendeKrankheitenvor, und da ist
es dringend notwendig, daß die ansteckendenKranken von den anderen scharf getrennt werden. Des¬
halb ist ein solcher Entbindungsraum vorgesehen.

Die ganze Einnahme und Ausgabe der Anstalt in Elberfeld balanzicrt mithin mit der
Summe von 146 400 Mark. Das macht ein Mehr von 12 190 Mark.

Alle drei Haushaltspläne schließen mit der Summe von 399 635 Mark ab.
Im Auftrage der II. Fachkommissionbitte ich Sie, diesem Haushaltsplan zuzustimmen.
Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoeusbroech: Ich

stelle den Antrag der II. Fachkommission zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort,
Ich schließe die Verhandlung. Ich stelle die Annahme fest.

Wir gehen über zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu deu Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeaustalteu zu Anderuach, Bonn, Düren, Galkhanse»,
Grafenberg, Iohannistal und Merzig.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Lucas, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgordneter Dr. Lucas (Solingen): Meine Herren! Der Haushalts¬

plan für die Pflcgeanstalten in Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg, Iohannistal
und Merzig nimmt in dem Haushaltsplan im ganzen 150 Seiten ein. Ich werde Sie aber nur
kurze Zeit damit aufhalteu. (Bravo!) Es verändert sich sehr wenig darin. Die Gesamtausgabe
steigt um 12/2°/„ nämlich um 64 500 Mark. Die Einnahme ist nm 22 700 Mark, namentlich
b« der Landwirtschaft,gestiegen. Die Mehrausgabeverteilt sich auf die Besoldungen mit 31743 Mark
und die anderen persönlichen Ausgaben mit 33 571 Mark, hervorgerufendurch die Beschlüsse des
48- Provinziallllndtags. Es ändert sich also in den Verhältnissennichts.

Die sächlichen Ausgaben steigen um 21885,75 Mark, und auch da, meine Herren, ist
N'chts Besondereszu bemerken, höchstens, daß für die Unterhaltung der Gebäude 8000 Mark mehr
gefordertwerden. Das ist aber im wesentlichen die Folge einer Reihe von Neubauten, die natür-
uch auch weitere Reparaturen erforderlichmachen. Dann könnten Sie bei einer Anstalt, nämlich
b« Grafenberg, einen Mehransatz von 4 300 Mark für Heizung als erheblich betrachten. Diese
Mehrausgabe liegt aber lediglich darau, daß die Heilanstalt jetzt nicht mehr die Anfuhr der Kohlen
'n eigener Regie bcforgt, sondern ein Fuhrwerk bezahlt. Dementsprechend größer ist dann die Ein¬
nahme beim landwirtfchaftlichenHaushaltsplan dieser Anstalt geworden.

Das andere sind kleinereAusgaben, die ich mir ersparen möchte, Ihnen vorzulesen.
Der Gesamthaushaltsplan ist nm 87 200 Mark höher als im vorigen Jahr; mit dem

besagten glaube ich ihn genugeuderledigt zu habeu.
Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen vor, den Haushaltsplan unverändert anzunehmen.

16
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Stellvertretender VorsitzendeGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme des Antrages.
Wir gehen über zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud den Anträgen des
Provinzialausschusses, betreffend den Bau und die Eröffnnng der Pro-
vinzial.H eil- und Pflegeauftalt Bedburg bei Eleve.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
Berichterstatter Abgeordneter I)r. Lucas (Solingen): Meine Herren! Anch dazn ist

nicht viel zu bemerken. Die Arbeiten befinden sich in gutem Fortschreiten. Die Anstalt wird am
1. Oktober dieses Jahres teilweiseeröffnet werden können, und zwar mit etwa 600 Betten, Die
bis dahin entstehendenKosten, auch für Beamte, die man jetzt schon dort einstellen muß, werden
aus dem Banfonds bezahlt. Die Kosten des ersten halben Jahres sind auf 30 000 Mark veran¬
schlagt. Bei 600 Kranken mit 70 Mark Pflegckostenzuschuß würde der Betrag an sich etwas
geriuger, nämlich mit 21500 Mark anzusetzen sein. Aber da es selbstverständlich ist, daß eine im
Werden begriffene Anstalt bei gleichbleibenden oder wenigstens in etwa gleichbleibenden General-
nnkosten teuerer arbeitet, so mußte dieser Betrag vou 21500 Mark auf 30 000 Mark
erhöht werden.

Die II. Fachkommiffion fchlägt Ihnen vor, in dieser Weise den Haushaltsplan zu genehmigen.
Im übrigen möchte ich Sie bitten, sich in Zimmer XIII einmal das schone Modell dieser

Bedburger Anstalt anzusehen, die ein Areal von ungefähr 1000 Murgen nnd über 80 Gebäude
umfaßt. Sie werden daraus den Eindruckgewinnen,daß es eine ganz besondersgroße und schöne
Anstalt wird, die ja für 2000 Kranke vorgefehen uud damit die größte der in der Rheinprovmz
bisher vorhandenenAnstalten ist.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatieredie Annahme,
Wir geheu zum fulgeudeuGegenstandüber: .

Antrag der II, Fachkommission zur Petition der Pfleger der Heil- und
Pflegcanstalt Düreu nm Erhöhung des Lohnes nnd der Mietseutschädignug
um Versicherung bei einer Unfallversicherungsgesellschaft sowie um defun^
tive Anstellung.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete,
Berichterstatter AbgeordneterDr. Lucas (Solingen): Meine Herren! Die Pfleger haben

sich mit ihren Ansprüchen direkt an den Provinziallandtag gewendet. Daß diese Ansprüche von
prinzipieller Vedentnng sind, liegt ans der Hand. Es handelt sich um Versicheruug bei eui«
Unfallversichernngsgescllschaft, sowie um definitiveAnstellung. Da es nicht angeht, daß diese M'
gelegenheiten direkt an den Provinziallandtag kommen, sondern da sie erst an den Landeshauptwaw
und den Pruvinzialausschuß gehen müssen, hat Ihre II. Fachkommission entsprechend dem Vorschlage
des Provinzialausschussesgebeten,daß Sie diese Angelegenheitdurch Ueberweisuugan den Provm-
zilllausschuh für erledigt erklären möchten. ^

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marqnis von und zu Hoensbroech: IH
eröffne die Verhandlung über den Antrag. — Es meldet sich niemand zum Wort. —

Ich stelle die Aunahme fest.
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Wir gehen zum folgendenPunkt der Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Gruud des Gesetzes vom 11. Juli 1891 uebst Voranschlag
für die Provinzial-Pflegeanstalt zu Cüln-Lindcnthal.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Minten.
Berichterstatter Abgeordneter Minten: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die

erweiterteArmenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Inli 1891 schließt in Einnahme und
Ausgabe ab mit 6 046 000 Mark gegenüberdem vorjährigenAbschluß von 5 642 000 Mark. Es
M hierzu weiter nichts zu bemerken, als daß die Beiträge der Kreise uud Gemeindensich ganz
erheblich erhöht haben, und zwar auf Gruud ihres vorjährigen Beschlusses, wodurch der Spezial-
kosteupflcgesatzvon 0,93 Mark auf 1,05 Mark erhöht worden ist. Es rechtfertigtsich die Erhöhung
ber Einnahmcsuunneentsprechend der Ausgabesummedurch die stetig zunehmende Zahl der Kranken,
'"s sind etwa 300 Kranke mehr vorgesehen und daher entsprechend auch mehr Pflegetage.

Im übrigen ist zn dem Autrage nichts zu bemerken, und ich bitte auf Grund des Beschlusses
der II. Fachkommission, den Haushaltsplan unverändert anzunehmen.

StellvertretenderVorsitzender Graf nnd Marquis vou uud zu Hoensbroech: Ich stelle
ben Antrag zur Verhandlung und konstatiere seine Annahme, da kein Widersprucherfolgt.

Wir gehen Znm folgendenGegenstandüber:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Brauweiler.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr AbgeordneteMinten.
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Die Frequeuz der Anstalt Brau-

weller beträgt zurzeit 1125 Korrigeuden. Die Zahl der Korrigendeu ist in der letzten Zeit zurück¬
gegangen. Das wird wohl auf die bessere Konjunktur zurückzuführen fein.

Unter den Korrigenden befinden sich 59, die sogenannteschwere Verbrecher sind. Sie sind
^Uf Grund der Lex Heinze eingeliefert. Diefe machen natürlich der Anstalt die meiste Mühe, da
!'e meist in Isolierhaft gehalten werden müssen.

Dann, meine Herren, hat 'die Anstalt jetzt auch eine weitere Spezialität aufgenommen,
wdem ihr außer den Landarmen auch von den großen Städten entmündigte besserungsunfähige
Trinker zugeführt werden, die sich um ihre Familie nicht kümmernuud dadurch ihre Familie und
>"h selbst der Armenuuterstützungüberantworten. Zurzeit befiudeu sich in der Anstalt 15 derartige
Personen. Es ist bestimmt zu erwarten, daß die Unterbringungsolcher Personeu in der Korrigenden-
anstalt Vrauweiler ebenso abschreckend wie erzieherischauf die dem Trunke ergebenen Personen
wnken wird.

. In der Anstalt Benninghauseni. W. besteht schon eine vollständige Abteilungfür entmündigte
^rmkcr. EZ wird nun abzuwarten sein, ob sich bei uns das Bedürfnis herausstellt, auch in der
"hemprovinz eine besondere Abteilung zu bilden.

. Meine Herren! Zu den: Haushaltsplan selbst habe ich nur zu bemerken, daß der Arbeits-
etneb im ganzen eine Summe vou 335 000 Mark einbringtuud daß infolge dieser hohe» Einnahme
" Zuschuß aus Provinzinlmitteln nur die verhältnismäßig geringe Summe von 215 000 Mark
usmacht. Ich sage: Die verhältnismäßig geringeSumme, weil bei andere,: Anstalten, sowohl bei

^n Zuchthäusernund den Gefängnissendes Nantes als auch bei den Korrigendenanstalteuanderer
-^"vlnzen die Zuschüssebedeutend höher sind. So will ich Ihnen nur kurz erwähnen, daß der

"terhaltungszuschuhdes Staates zu den Kosten eines Zuchthausespro Kopf und Jahr 422,14 Mark
16»
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beträgt, der Zuschuß zu den Unterhaltungskostender Gefangenen pro Kopf und Jahr 414,07 Mark.
Für die KorrektionsanstaltBenninghauseni. W, beträgt der Zuschuß 229,92 Mark, während er
für Brcmweilermir 113,24 Mark beträgt. Das ist eben der Beweis, daß die Anstalt Vrauweiler
durch ihren Arbeitsbetrieb eine große Summe hereinwirtschaftet.

Die Aenderungengegen den vorjährigen Haushaltsplan sind so unerheblich, daß ich mit
Rücksicht auf die Geschäftslagedes Hauses glaube, davo» absehen zu können, in Einzelheitenein¬
zutreten. Namens der II. Fachkommissionwird das hohe Haus gebeten, den Haushaltsplan
unverändert anzunehmen.

Stelluertreteuder VorsitzenderGraf uud Marquis von und zu Hoeusbroech: Ich
stelle deu Antrag zur Besprechungund konstatieredie Annahme, da kein Widersprucherfolgt.

Wir gehen zum folgendenGegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan des Landarmen¬
hauses zu Trier.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Holle.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Holle: Meine Herren! In dem Haushaltsplan des

Landarmeuhauseszu Trier hat sich gegen das Vorjahr sehr weuig ueräudert. Es erscheint eine Position
von 800 Mark mehr in der Einnahme durch Vermehrung des Ansatzes der Wegekosten für die
Hnuslinge. Die Wegekosten für die Hauslinge ändern sich auch noch etwas. Die Koste», die
von den Ortsarmenverbänden bestrittc» werden, sollen nämlich in Zukuuft nach dem neuen Tarif
90 Pfennig statt des etatsmähig berechneten Satzes von 80 Pfennigen betragen. Dadurch wird
eiue kleine Mehreinnahme erzielt werden, die als Ueberfchuß gegenüberdem Etatsansatz verrechnet
werde» muß.

Der Haushaltsplan schließt ab mit 161500 Mark. Bedenkenvon irgend einer Seite in
der Beratung der Fachkommission ergaben sich nicht.

Das Armenhaus ist besucht von 450 Pfleglingen. Es wird mit 27 Bedienstetengearbeitet.
Die große Zahl der Bediensteten erklärt sich daraus, daß die Pfleglinge zum allergrößte» Teile
der Hilfe bedürfen. Eine Alterszusammenstellungder Pfleglinge, die diefem Haushaltsplan bel-
gegeben ist, ergibt, daß sich die »leistenin: höheren und pflegebedürftigenAlter befinden.

Die Anstalt hat durchaus ökonomisch gewirtschaftct. Durch deu großen landwirtschaftlichen
Betrieb, der mit der Anstalt verbunden ist, ist es ihr möglich, die Rohprodukte in der aller-
biltigsten Weise zu beschaffen,su daß der Pflegetag uus nicht »lehr als 41 Pfennige an Roh¬
material kostet.

Ein Punkt ist der Kominission aufgefallen. Im Haushaltsplan erscheint nämlich nicht
das Vermögen dieser Anstalt, weder ein Zinsertrag noch das Stammkapital des Vermögc»s ist M
Haushaltsplan aufgeführt.

Dieses Vermöge» findet man lediglich in den: Berichte des Provinzialausschusses. Da ist
angeführt, daß das Vermöge» 27 261 Mark betrügt und zu einer Rente von 2'/« "/« "'"
gelegt ist. Meine Herren, der II. Fachkummissiu»,die aus gute» Hausväter» zusnmmengcsetzt «st,
erscheint eiue derartige Reute von 2 '/2 Prozent doch allz» gering, sie hat deshalb der Verwaltung
gegenüberdie Erwartung ausgesprochen,daß es der Verwaltung gelingen möge, dieses Vermögen
rentabler als mit 2'/,°/« anzulegen. Die Kommission erwartet mindestens 3^°/° ^ 4/«>
Visher ist diese geringe Verzinsung auf die Landesbank zurückzuftthreu. Die Kommissw»gla»
aber diese Differenz lieber als Gewinn bei den Instituten, denn als Gewinn bei der Landesban
berechnen zu sollen, sie hat alfo der Erwartung Ansdruckgegeben, daß das Vermögen des Land»
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armenhauscsrentabler angelegt werden möge als bisher, und empfiehlt Ihnen die Annahme dieses
Haushaltsplanes! (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung und konstatiere die Annahme, da sich niemand zum Wort
meldet. Wir geheu zum folgendenGegenstandder Tagesordnung über:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unter¬
stützung milder Stiftungen und Wuhltätigkeitsanstalten, sowie über die
Kosten der Unterbringung uud des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten,
Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinpruvinz, welche bezw.
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben.

Ich bitte denselben Herrn Berichterstatter.
Berichterstatter Abgeordneter vi-. Holle: Meine Herren! Dieser Etatsposten ist nicht

ganz so lang wie seine Titnlatur. Die Unterstützung aus milden Stiftungen und Wohltätigkeitsfonds
wird zur Untcrbringnng und des Unterhalts von Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und
Krüppeln gewährt, indem einzelnen dieser Unglücklichen Zuschüsse zugebilligt werden, wo die An¬
gehörigennicht genügendleistungsfähigsiud.

Die Eiunnhme schließt ab mit 22 970 Mark, die zum größten Teile aus Wegegeldern
bestehen, und ferner aus den Einnahmen der Stiftung, die anläßlich der silbernen Hochzeit des
Kaiserspaares gemacht wurde, mit 10 000 Mark jährlich.

Es ist keine Position gegen das Vorjahr geändert. Deshalb empfiehlt Ihnen die II. Fach¬
kommission, auch diesen Haushaltsplan anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatieredie
Annahme.

Wir gehen zum folgenden Gegenstandder Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. von Halfern.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Halfern: Meine Herreu! Der Haushaltsplan

über die Verwaltung des Lcmdarmenweseus schließt in Einnahme uud Ausgabe mit 1971700 Mark.
Es wird gegen das Vorjahr ein Mehrbetrag von 41000 Mark gefordert. Diese Mehrausgaben
^stehen durch die Steigerung der Sätze für die Anstaltspflcge,sowie durch den neuen Tarif, der
"M 1. April igii ^ erwarten ist. Nach diesem neuen Tarif soll der Unterschied in Servistlassen
aufgehoben und allgemein der Pflegesatzvuu «0 und «0 Pfennig auf 90 Pfennig täglich erhöht
werden. I„: übrigen ist nichts zu bemerken. Da eigene Einnahmen nicht znr Verfügung stehen,
1° müssen die Ausgaben durch die Provinzialabgaben aufgebrachtwerden.

Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen vor, den Haushaltsplan in unveränderter Form
""zunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf uud Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
'teile den Antrag zur Verhandlung, — Es erfolgt kein Widerspruch. Ich konstatiere die Annahme.

Wir gehen zum folgendenGegenstandüber:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Pulizeistrnf.
gelderfonds uud des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterI)i-, von Halfer«.
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Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Halfern: Meine Herren! Beim Polizeistraf-
gelderfonds handelt es sich nur um durchlaufendePosten. Es werden für jeden Regierungsbezirk
von den aufkommendenPolizei- und ZuchtpolizeistrafgeldernFunds gebildet, die dazu verwendet
werden,die Kosten für die Erziehung und Verpflegung verlassener Kinder zu bestreiten. Der Ueber¬
schuß wird jährlich angelegt. Der Fonds belastet die Provinz nicht.

Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen vor, auch diesen Haushaltsplan unverändert an¬
zunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle auch diesen Antrag zur Verhandlung. Ich konstatiere die Annahme, da kein Widersprucherfolgt.

Wir gehen über zum folgenden Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht des Provinzialausschnsses
über die im Jahre 1910 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armen¬
zwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes vom 2. Iuui 1902, betreffend die
Ueberweifung weiterer Dotationsrenteu an die Pruvinzicilverbande.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteErbslöh.
Berichterstatter Abgeordneter Erbslöh: Meine Herren! Dieser Bericht ist Ihnen in

Drucksache 18 mitgeteilt worden. Die Bewilligungen stützen sich auf ein Reglement aus dem Iah«
1906, in welchem der Grundsatz angenommenworden ist, daß als Verteilungsmaßstab eine Steuer-
quote von 2,50 Mark pro Kopf der Bevölkerung gelten soll, und daß ferner an Kreis- und
Gemeindesteuernmindestens200°/« der Staatsstcuern erhuben werden.

Aus der Zusammenstellung,Seite 8, ersehen Sie, daß au 283 Gemeinden107 050 Mark
verteilt worden sind. Die Beihilfen sind im Einvernehmen mit dem Herrn Ober'Präsidenteu be¬
willigt worden.

Die II. Fachkommissionhat den Beschluß gefaßt, dem hohen Hause vorzuschlagen,den
Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort. Ich konstatiere die Annahme,

Wir gehen über zum letzten Gegenstandder Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreisausschusses des
Kreises Neuwied auf Bereitstellung eines Beitrages bis zu 47 000 Mark
zur Verlegung der Provinzialstraße beim Dorfe Irlich unter gleichzeitiger
Herstellung einer neuen Brücke über die Wied.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Stedman.
Berichterstatter Abgeordneter von Stedman: Meine Herren! „Dort wo der Rhein"

am unteren Ende von Neuwied den Park des Fürsten bespült, mündet das Wiedflüßcheu, Ueber
die Wied hinweg führt der rechtsrheinische Teil der Staatsbahn, deren Brücke durch die große
Schneeschmelze vom 9. Februar 1909 zerstört worden war und erneuert werden mußte. Dicht
neben der Bahn zieht sich die rechtsrheinische Heerstraße dahin. Auch deren Brücke war beschädigt!
sie ist aber zur Not wieder hergestellt worden. Sie soll zwar noch sehr lange Stand halten können,
schwere Frachten ist sie aber zu tragen nicht gewachsen, da zum Beispiel Straßenwalzen einstweilen
nicht hinüberfahren dürfen Wenn man über die Brücke auf das rechte Ufer der Wied geht, ge°
langt man in die Ortschaft Irlich. Die Dorfstraße stellt also die Heerstraße dar; sie hat die
Breite von 4,2 m im Durchschnitt, verengert sich aber bis zn 3,8 m, meine Herren, eine rechts¬
rheinische Heerstraße! (Hört, hört!) Für den Durchgangsverkehrist sie vollkommen unzulänglich,
uud diesem Elende gegenüber hat sich drr Kreis veranlaßt gesehen, ans Abhilfe hin zu wirken.
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Es ist ein Plan abgestellt worden, der durch die Verschiebung der neuen Ciscnbahnbrücke
ermöglicht wurde, so daß eine Brücke etwas weiter aufwärts mit günstigerenAnrampungen vor¬
gesehen ist. Die Schaffung der Brücke ist aber auch außerordentlichwichtig, weil an dieser Stelle
nie Wied sozusagen kanalisiert ist und damit dem großen, ja ich kann sagen, dem größten Schwarz-
und Weißblechwerk, dem Rasselstein,Gelegenheit gibt, seine Frachten auf dem Wasserwegezu- und
abzuführen.

Die jetzige Brückehat bei mittlerem Wasserstandnoch eine lichte Höhe von 6 n>, während
bei neue Bauentwurf 7,35 in vorsieht. Im übrigen hat aber die jetzige Brücke auch noch den
Nachteil, daß sie einen Mittelpfeiler hat, der der Schiffahrt sehr nachteiligist und der iu dem
künftigen Bau wegbleibt, so daß nach jeder Richtuughin eine verbesserte Brücke geschaffenwerden soll.

Im weiteren wird sich aber der Verlauf der Heerstraße dadurch verbessern,daß sie nun¬
mehr nicht durch das Dorf führt, sondern zwischen den Häuser» des Dorfes und dem rechten Ufer
bes Wiedflüßchens außen so lange furtgeführt wird, bis sie in einem breiten Teil der bisherigen
Landstraße einmündet.

Der Kreis ist nun für sich, für die Bürgermeistereiund für die Gemeinde bei der Provinz
vorstellig geworden, sie möge ihre Straße verbessern. Nach den Aeußerungendes Herrn Laiides-
hauptmanus ist auch zu erwarten, daß die Provinz das tun wird. Die Antragsteller sind nicht
nut leeren Händen gekommen, sondern sie haben sich zu erhebliche« Beiträge« entschlossen. So wird
dle BürgermeistereiHeddcsdorf — ich will darauf hinweisen: es ist ein Druckfehleroder vielmehr
em Schreibfehler in der Vorlage, es soll entweder BürgermeistereiHeddesdorf oder Gemeinde Irlich
heißen — zu dem Unternehmen5000 Mark leisten, die Stadt Neuwied 10000 Mark, das Eisen¬
werk Rasselstein 50 000 Mark, der Kreis Neuwied 30 000 Mark. Damit sind dann also 95 000 Mark
aufgebracht,während das gesamteBauwerk und die gesamteVerlegung der Straße 142 000 Mark
^fordern.

Der Veschlußautmgder III, Fachkommission geht nun dahin, wie er zuvor verlesen worden
'st, und ich darf darauf Bezug nehmen und bitten, das hohe Haus wolle beschließe», dem Antrage
Mitzugeben,so daß diese außerordentlich wichtige Straßen- und Brückenfmge endlich gelöst wird. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marquis von nnd zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhaudlung und gebe das Wort dem Herru Abgeordnetenvon Runkel.

Abgeordnetervon Runkel: Meine Herren! Ich habe ums Wort gebeten, nicht um
iur Sache irgend etwas neues anzuführen, deuu der Bericht des Herrn Referenten war jo voll-
Awdig und so richtig, daß es überflüssigwäre, noch Weiteres in dieser Beziehung zu sagen. Der
^ttmd aber, meine Herren, warum ich ums Wort gebeten habe, liegt darin, daß ich wohl die
Hoffnung aussvrechm darf, daß das hohe Haus gerade so verfahre»wird, wie die III. Fachkommission,
nämlich, daß Sie einstimmig den Antrag annehmen wollen, über den Herr von Stedmann eben
"feuert hat. Dafür sage ich Ihnen im voraus meinen Dank. (Heiterkeit.) Nicht mir namens
"'"ner, sondern auch wegen der übrigen Vertreter des Kreises Neuwied. Namens Seiner Durch¬
sucht des Fürsten und namens des Herrn KommerzienratNeizert sage ich der III. Fachkommission
!>I b'ese einstimmigeAnnahme uud nicht zuletzt auch dem Herrn Landeshauptmann meinen Dank.
"«> bitte also wiederholt, es gerade so zu machen, wie die Fachkommission. (Bravo!)
, Stellvertretender Vorsitzender Graf uud Marquis von und zu Hoensbroech: Wünscht
" Herr Berichterstatter noch das Schlußwort?

(Berichterstatter Abgeordnetervon Stedman: Ich verzichte!)
, , Dann schließe ich die Verhandlnng, bringe den Antrag zur Abstimmung und bitte die-
eulge» Herren, die dagegen sind, die Hand zu erhebe». — Der Antrag ist einstimmigangenommen.
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Meine Herren! Ich schlage Ihnen für die morgige Tagesordnung folgendes vor:
1. Eingänge.
2. Antag aus gemeinschaftlicher Sitzung der I. und III, Fachkommissionzu dem Bericht und

Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
a) die Uebersicht über den Eisenbcchufonds und
d) die Förderung von Vcihnuntcrnehmungen.

3. Antrag der III. Fachkommissionzn der Petition des Kreises Gummersbach um Bewilligung
von Darlehen aus dem Kleinbahnfonds znr Durchführung des Projekts der normalspurigen
Kleinbahn im Homburger Vröltal von Bielstein nach Hermesdorf bezw. um Beteiligung der
Provinz an dieser Bahn als Gesellschafter mit Staat und Kreis.

4. Antrag der III. Fachkommission zu dem Hanshaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltung nebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung des Funds für den Neubau von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Gifenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Krciswegebaues,
Anlage v, Voranschlag über die Einnahmen uud Ausgaben beim Betriebe der dem

Provinzialverbande gehörigenSteinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis 31, März 1912.

5. Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Zahluug des Wohnungsgeldzuschussesnn Provinzinlbeamte.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Hanshaltsplan für den Provinziallandtag, den Proviuzial-
ausschußuud die Zentralverwaltungsbehörde für das Nechnuugsjahr vom 1. April 1911 bis
31. März 1912.

7. Anträge der IV. und I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Gewährung von Beihilfen zur Bekämpfung des Heu- und Scmerwurmes.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderungvon Kunst und Wisfenfchaft betreffen, für das Nechnuugsjahrvom 1. April 19H
bis 31. März 1912.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Vewilliguugeuaus dem Dispositionsfonds des Pruvinziallandtags.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmusee»
zu Bonn und Trier für das Nechnuugsjahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

11, Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1911 bis 31. März 1912.

Ist gegen die Tagesordnung etwas einzuwenden?— Das ist nicht der Fall; ich stelle
das fest. (Zuruf: Um wieviel Uhr?) Als Zeit fchlage ich 11'/« Uhr vor, und zwar aus dem
Grunde, weil um ^10 Uhr die I. Fachkommission znsammeutritt, zur Beschlußfassungüber die
Vorlage der Bildung der Iwangsgenossenschaftfür das Vorfluterprojekt am Niedcrrhein, welche
wieder an die Kommission zurückverwiesen worden ist. Weil da einige Regierungskommissareer-
scheinen, werden doch wohl 2 Stunden erforderlich sein, um das Pensum zu bewältige».

Sind die Herren mit der Zeit einverstanden? (Zustimmung.)
Alfo morgen früh um 11'/« Uhr mit der eben verlesenen Tagesordnung,

(Schluß 2 Uhr 50 Minute«.)


	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119
	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128

